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Firma 
Bewital Holding GmbH & Co. KG 
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Herrn Dr. Jürgen Wigger 
Herrn Jürgen Petershagen 
Industriestraße 10 
46354 Südlohn 
 
 
 

 
Ihr Antrag nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz vom 22.11.2024 
Diverse Änderungen an den Werken 5, 6 und 7, u.a. Verlegung der Verladerampen 
sowie Verlagerung der Pouch- Endverpackung in Werk 6 
 
 
 

Immissionsschutzrechtlicher Genehmigungsbescheid 
 
 

I. 
 

Tenor 
 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Wigger, 
sehr geehrter Herr Petershagen, 
 
 
ich erteile Ihnen die Genehmigung, auf den Grundstücken in Südlohn, Gemarkung 
Oeding, Flur 21, Flurstücke 177, 148, 156 und 157 Ihre Anlage zur Herstellung von 
Tierfutter in Dosen und Pouches gemäß Nummer 7.4.1.1 Anhang 1 i.V.m. Nummer 1.2.3.2 
der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) zu ändern und 
geändert zu betreiben.  
 

BVT für NaGeMi
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Die Genehmigung ergeht nach den §§ 6 und 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) in Verbindung mit den §§ 1 und 2 der 4. BImSchV. 
Die Produktionskapazität beträgt unverändert 180 t Tierfutter je Tag. Die Betriebszeiten 
umfassen Montag bis Freitag von 00:00 Uhr bis 24:00 Uhr und Samstag von 00:00 Uhr bis 
22:00 Uhr. Es erfolgt ein Drei-Schicht-Betrieb. 
 
Im Einzelnen ergibt sich der Umfang der von der Genehmigung erfassten Anlagen und 
Betriebsweisen aus den im Anhang zu diesem Bescheid aufgeführten Unterlagen. Insbesondere 
folgende zum Antrag gehörende Unterlagen sind Bestandteile des Genehmigungsbescheides. 
Sie sind bei Errichtung und Betrieb der Anlage zu beachten, sofern sich aus den Regelungen 
des Bescheides keine Abweichungen ergeben.  
 Der schalltechnische Bericht Nr. LL19090.1/2 vom 16.01.2025 der TÜV SÜD Industrie 

Service GmbH 
 Der immissionsschutztechnische Bericht Nr. G20218.2/10 über die Durchführung einer 

Schornsteinhöhenberechnung und die Ermittlung der Gesamtzusatzbelastung an 
Geruchsimmissionen vom 13.01.2025 der FIDES Immissionsschutz & Umweltgutachter 
GmbH 

 Schornsteinhöhenberechnung Nr. S24291.1/01 für den Schornstein der BHKW-Anlage im 
Werk 7 vom 08.11.2024 der FIDES Immissionsschutz & Umweltgutachter GmbH 

 Die brandschutztechnische Stellungnahme zu den selbsttätigen Feuerlöschanlagen der 
Bewital Holding GmbH & Co. KG, Projektnummer 23-BS-086 Stand 01.07.2025 Version 
1.0 der CSP-Ingenieure Christensen, Scholz & Pöter – beratende Ingenieure für 
Brandschutz PartG mbB 

 Das Brandschutzkonzept Projektnummer 23-BS-086-4 Stand 16.07.2025 Version 1.0 der 
CSP-Ingenieure Christensen, Scholz & Pöter – beratende Ingenieure für Brandschutz PartG 
mbB (Werk 5) 

 Das Brandschutzkonzept Projektnummer 23-BS-086-3 Stand 17.04.2025 Version 2.1 
einschließlich der Austauschseiten 36 und 43 vom 12.07.2025 mit den Zeichnungen mit 
Endstand 22.11.2024 der CSP-Ingenieure Christensen, Scholz & Pöter – beratende 
Ingenieure für Brandschutz PartG mbB (Werk 6) 

 Die brandschutztechnische Stellungnahme Projektnummer 23-BS-086-5 Stand 21.11.2024 
Version 1.0 der CSP-Ingenieure Christensen, Scholz & Pöter – beratende Ingenieure für 
Brandschutz PartG mbB (Werk 7) 

 
Eingeschlossene Entscheidungen: 
Gemäß § 13 BImSchG schließt diese Genehmigung alle anderen anlagenbezogenen 
Zulassungen, wie die Baugenehmigung und die Befreiung von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes hinsichtlich der Überschreitung der Grundflächenzahl und der Gesamthöhe 
der baulichen Anlagen, mit ein.  
Sie ergeht unbeschadet der behördlichen Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht von 
der Genehmigung eingeschlossen werden. 
 
Die Genehmigung wird nach Maßgabe der im Anhang aufgeführten Antragsunterlagen erteilt, 
sofern sich durch die nachfolgenden Anforderungen keine Abweichungen ergeben. Die 
Regelungen der bisher erteilten Genehmigungen bleiben bestehen, sofern sich durch 
Bestimmungen dieses Bescheides keine Änderungen ergeben. 
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II. 
 

Umfang der Genehmigung 
 
Ihre Anlage zur Herstellung von Tierfutter in Dosen umfasst die nachfolgend aufgeführten 
Betriebseinheiten. Soweit keine Angabe erfolgt, befinden sich die Anlagenteile auf dem 
Flurstück 177: 

BE 110 Eingangslager, bestehend aus 
 900 m² Lagerfläche TK 
 3 Bodenwaagen 
 1 Kälteanlage 
 1 CO2-Speicher 
 600 m² + 450 m² Lagerfläche für Verpackungsmaterial 

(Flurstücke 156, 157) 

Bestand 

BE 120 Produktion Dosen + Pouches, bestehend aus 
 2 Chargieranlage 
 3 Fleischwolf 
 1 Würfelschneider 
 3 Kippvorrichtungen 
 5 Mischer 
 3 Metalldetektoren 
 1 Füllmaschine Dosen 
 2 Füllmaschine Pouches 
 1 Leerdosenroboter 
 2 Verschließautomaten 
 1 Waschmaschine 
 1 Korbbelader 
 1 Korbkipper 
 17 Autoklaven 
 1 Druckluftanlage 
 
Änderung der Betriebseinheit durch: 
 Entfall von 1 Füllmaschine Dosen, 1 Verschließautomat, 1 

Korbbelader, 1 Korbentlader, 1 Pouchauskorber 
 Errichtung von zusätzlich 2 Autoklaven im Bereich der 

bestehenden Werkshalle 
 1.600 m² Quarantänelager Pouches (Zwischendecke) 

Änderung 

BE 130 Verpackung/Versand/Lager, bestehend aus 
 1 Dosentrockner (Flurstück 148) 
 1 Etikettiermaschine (Flurstück 148) 
 1 Codierer (Flurstück 148) 
 1 Traypacker (Flurstück 148) 
 1 Etikettendrucker (Flurstück 148) 
 1 Kontrollwaage (Flurstück 148) 
 1 Palettieranlage (Flurstück 148) 
 1 Pouchverpackung (Flurstück 177) 
 1.000 m² Lagerfläche Fertigwaren (Flurstück 148) 

 

Änderung 
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Änderung der Betriebseinheit durch: 
 Verlagerung der Pouchverpackung vom Flurstück 148 

(Werk 5) zum Flurstück 177 (Werk 6) 
BE 140 Kühlanlage, bestehend aus 

 Kühlturm (auf dem Dach) und Pumpen 
Bestand 

BE 150 Dampfkesselanlage, bestehend aus 
 
Dampfkesselanlage 1 
 FWL 2,845 MW, 3,8 t/h Dampf 
 Brennstoff: Gas des öffentlichen Gasversorgers 
 Speisewasserbehälter 
 Frischwasserbehälter Kessel 
 Heißwasserspeicher 
 
Dampfkesselanlage 2 
 FWL 1,290 MW, 1,75 t/h Dampf 
 Brennstoff: Gas des öffentlichen Gasversorgers 

Bestand 

BE 160 Abwasserreinigungsanlage, bestehend aus 
 1 Trommelsieb 
 Fettabscheider 
 Kammerfilterpresse 
 Flotationsanlage 

Bestand 

BE 170 Reinigungsanlage, bestehend aus: 
 Reinigungspumpe 
 3 Reinigungsstationen 
 Lager (12 m²) für Reinigungslösungen 

Bestand 

BE 180 Abluftreinigungsanlage, in geänderter Bauweise bestehend aus 
 Geschlossenes Biofilter zur Behandlung eines 

Volumenstromes von bis zu 15.000 m³/h 
 Versetzung des Biofilters auf das Dach des 

Bestandskühlhauses (Flurstück 177) 
 Steuerungs- und Überwachungstechnik 
 
Änderung der Betriebseinheit durch: 
 Veränderung der Abmessungen des Biofilters 
 Verschiebung des Abluftkamins auf das Dach des Biofilters 
 Erhöhung der Austrittsöffnung des Abluftkamins auf 

H = 21,1 m über Flur 

Änderung 

BE 190 Blockheizkraftwerk (BHKW)  
Brennstoff: Gas des öffentlichen Gasversorgers 
 
Änderung der Betriebseinheit durch 
 Versetzung des BHKW zum Flurstück 156 (Werk 7) 
 Erhöhung der Feuerungswärmeleistung auf 1,153 MW 
 Errichtung eines Abluftschornsteins mit einer Höhe von 

19,8 m über Flur 

Änderung 
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III. 
 

Vorbehalte, Bedingungen, Befristungen  
 

1. Befristung: 
Diese Genehmigung erlischt jeweils für die geänderten oder neu zugelassenen 
Anlagenteile, wenn diese nicht innerhalb von 3 Jahre nach Bestandskraft dieses 
Bescheides den geänderten Betrieb aufgenommen haben. 

 
 

IV. 
 

Weitere Nebenbestimmungen 
 
1. Allgemeine Festsetzungen 

 
1.1. Dieser Bescheid oder eine Kopie einschließlich der zugehörigen Antragsunterlagen sind 

bei der Betriebsleitung der Anlage oder ihrer/ihrem Beauftragten jederzeit zur 
Einsichtnahme für die Aufsichtsbehörden bereitzuhalten. 

 
2. Nebenbestimmungen zum Baurecht und Brandschutz 

 
2.1. Folgende Mitteilungen oder Anzeigen sind für die Werke 5, 6 und 7 jeweils mindestens 

eine Woche vor Baubeginn bei der Fachabteilung Bauaufsicht des Kreises Borken 
vorzulegen: 
 Anzeige des Ausführungsbeginns 
 Benennung eines qualifizierten Bauleiters 
 vom Sachverständigen geprüfter Standsicherheitsnachweis  
 vom Sachverständigen geprüfter konstruktiver Brandschutznachweis 
 Benennung des Bauleiters Brandschutz 
 Werke 5 und 7: Erklärung eines Sachverständigen (Statik, Brandschutz), dass er 

beauftragt wurde, Stichprobenkontrollen der Bauausführung durchzuführen   
 Werk 6: Erklärung eines Sachverständigen (Statik), dass er beauftragt wurde, 

Stichprobenkontrollen der Bauausführung durchzuführen   

Die Anzeigeformulare sind in der Anlage beigefügt. 
 

2.2. Jeweils mindestens eine Woche vor der abschließenden Fertigstellung der Maßnahmen 
an den Werken 5, 6 und 7 ist diese bei der Fachabteilung Bauaufsicht des Kreises Borken 
mit dem beigefügten Formular anzuzeigen. 
 

2.3. Der Fachabteilung Bauaufsicht des Kreise Borken ist jeweils spätestens bei Baubeginn 
der Nachweis über die Standsicherheit einzureichen, der von einer oder einem staatlich 
anerkannten Sachverständigen nach § 87 Abs. 2 der Landesbauordnung (BauO NRW 
2018) geprüft sein muss.  
Der Nachweis muss mit den genehmigten bzw. hier vorliegenden Bauvorlagen 
übereinstimmen. Zum Nachweis gehören der Prüfbericht und eine Ausfertigung des 
geprüften Standsicherheitsnachweises (Berechnung und Planunterlagen). 
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2.4. Mit der Anzeige der abschließenden Fertigstellung der Baumaßnahmen am Werk 5 sind 
der Fachabteilung Bauaufsicht des Kreises Borken folgende Unterlagen bzw. Nachweise 
vorzulegen: 
 Die Bescheinigungen von dem staatlich anerkannten Sachverständigen (Statik und 

Wärmeschutz), wonach er sich durch Stichprobenkontrollen während der 
Bauausführung davon überzeugt hat, dass die baulichen Anlagen entsprechend den 
geprüften bzw. aufgestellten Nachweisen errichtet oder geändert worden sind. 

 Die Berichte der Prüfsachverständigen gemäß § 3 der Prüfverordnung NRW (PrüfVO 
NRW) über die Prüfung der nachfolgend aufgeführten technischen Anlagen sowie der 
dafür bauordnungsrechtlich geforderten Brandschutzmaßnahmen auf ihre 
Wirksamkeit und Betriebssicherheit: 
- Ortsfeste selbsttätige Feuerlöschanlagen  
- Maschinelle Rauchabzugsanlagen  
- Sicherheitsstromversorgungsanlagen  
- Brandmelde- und Alarmierungsanlagen (einschließlich der 

Wirk-Prinzip-Prüfungen)  
- elektrische Anlagen 

 Feuerwehrplan gemäß DIN 14095 
 Brandschutzordnung (Teil A-C) gemäß DIN 14096 
 Schriftliche Nachweise über die Unterweisung aller Betriebsangehörigen gem. 

Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) 
 Schriftlicher Nachweis über die namentliche Bestellung eines 

Brandschutzbeauftragten  
 Fachunternehmerbescheinigung zum Einbau des inneren und äußeren Blitzschutzes 

auf Grundlage dieser Genehmigung 
 Übereinstimmungsnachweise (mit Verwendbarkeitsnachweisen für den jeweiligen 

Verwendungszweck) der Fachunternehmer über den ordnungsgemäßen Einbau der 
Leitungsanlagen (z.B. in R90 oder S90 gemäß DIN 4102) 

 
2.5. Mit der Anzeige der abschließenden Fertigstellung der Baumaßnahmen am Werk 6 sind 

der Fachabteilung Bauaufsicht des Kreises Borken folgende Unterlagen bzw. Nachweise 
vorzulegen: 
 Die Bescheinigungen von dem staatlich anerkannten Sachverständigen (Statik), 

wonach er sich durch stichprobenhafte Kontrollen während der Bauausführung davon 
überzeugt hat, dass die baulichen Anlagen entsprechend den geprüften bzw. 
aufgestellten Nachweisen errichtet oder geändert worden sind. 

 Die Berichte der Prüfsachverständigen gemäß § 3 PrüfVO NRW über die Prüfung der 
nachfolgend aufgeführten technischen Anlagen sowie der dafür bauordnungsrechtlich 
geforderten Brandschutzmaßnahmen auf ihre Wirksamkeit und Betriebssicherheit: 
- Ortsfeste selbsttätige Feuerlöschanlagen 
- Lüftungstechnische Anlagen (auch als Teil der Entrauchung)  
- Maschinelle Rauchabzugsanlagen  
- Natürliche Rauchabzugsanlagen  
- Sicherheitsbeleuchtungs- und Sicherheitsstromversorgungsanlagen (auch der 

Sprinklerschaltung)  
- Brandmelde- und Alarmierungsanlagen (einschließlich der 

Wirk-Prinzip-Prüfungen) 
- elektrische Anlagen 

 Feuerwehrplan gemäß DIN 14095 
 Brandschutzordnung (Teil A-C) gemäß DIN 14096 
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 Schriftliche Nachweise über die Unterweisung aller Betriebsangehörigen gem. 
ArbStättV  

 Schriftlicher Nachweis über die namentliche Bestellung eines 
Brandschutzbeauftragten  

 Fachunternehmerbescheinigung über den ordnungsgemäßen Einbau der 
lüftungstechnischen Anlagen auf Grundlage der genehmigten Brandschutzkonzepte 
und Stellungnahmen bzw. dieser Genehmigung und der Muster-Richtlinie über 
brandschutztechnische Anforderungen an Lüftungsanlagen (M-LüAR)  

 Fachunternehmerbescheinigung zum Einbau des inneren und äußeren Blitzschutzes 
auf Grundlage dieser Genehmigung  

 Übereinstimmungsnachweise (mit Verwendbarkeitsnachweisen für den jeweiligen 
Verwendungszweck) der Fachunternehmer über den ordnungsgemäßen Einbau der 
Leitungsanlagen (z.B. in R90 oder S90) sowie der Brandschutzklappen (z.B. 
CE-Konformitätserklärung oder den Übereinstimmungserklärungen gemäß den 
allgemeinen Bauartzulassungen) 

 
2.6. Mit der Anzeige der abschließenden Fertigstellung der Baumaßnahmen am Werk 7 sind 

der Fachabteilung Bauaufsicht des Kreises Borken folgende Unterlagen bzw. Nachweise 
vorzulegen: 
 Die Bescheinigungen der staatlich anerkannten Sachverständigen (Statik, 

Brandschutz), wonach sie sich durch stichprobenhafte Kontrollen während der 
Bauausführung davon überzeugt hat, dass die baulichen Anlagen entsprechend den 
geprüften bzw. aufgestellten Nachweisen errichtet oder geändert worden sind. 

 Die Berichte der Prüfsachverständigen gemäß § 3 der PrüfVO NRW über die Prüfung 
der nachfolgend aufgeführten technischen Anlagen sowie der dafür 
bauordnungsrechtlich geforderten Brandschutzmaßnahmen auf ihre Wirksamkeit und 
Betriebssicherheit: 
- Ortsfeste selbsttätige Feuerlöschanlagen 
- Natürliche Rauchabzugsanlagen  
- Sicherheitsbeleuchtungs- und Sicherheitsstromversorgungsanlagen  
- Brandmelde- und Alarmierungsanlagen (einschließlich der 

Wirk-Prinzip-Prüfungen) 
- elektrische Anlagen  

 Feuerwehrplan gemäß DIN 14095 
 Brandschutzordnung (Teil A-C) gemäß DIN 14096 
 Schriftliche Nachweise über die Unterweisung aller Betriebsangehörigen gem. 

ArbStättV  
 Schriftlicher Nachweis über die namentliche Bestellung eines 

Brandschutzbeauftragten 
 Fachunternehmerbescheinigung zum Einbau des inneren und äußeren Blitzschutzes 

auf Grundlage dieser Genehmigung 
 Übereinstimmungsnachweise (mit Verwendbarkeitsnachweisen für den jeweiligen 

Verwendungszweck) der Fachunternehmer über den ordnungsgemäßen Einbau der 
Leitungsanlagen und deren Leitungsabschottungen bei der Durchdringung von 
raumabschließenden Bauteilen mit Brandschutzanforderungen (z.B. in R90 oder S90 
gemäß DIN 4102 mittels CE-Konformitätserklärung oder den 
Übereinstimmungserklärungen gemäß den allgemeinen Bauartzulassungen)  

 
2.7. Der Feuerwehrplan für das gesamte Betriebsgelände muss den Anforderungen der DIN 

14095 entsprechen. Er ist mit weiteren Sonderplänen (hier: Umgebungsplan mit 
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Übersicht der einzelnen Werke inkl. Bezeichnung, Detailplan für die Sprinklergruppen 
und Abwasserplan) zu ergänzen. Des Weiteren sind die Besonderheiten im 
Anlagentechnischen Brandschutz im Feuerwehrplan aufzuzeigen. Der Feuerwehrplan ist 
vor Abschluss der Baumaßnahen der Brandschutzdienststelle des Kreises Borken und der 
Feuerwehr Südlohn vorzulegen. 

 
2.8. Die Feuerwehrpläne sind zu aktualisieren und entsprechend den baulichen Änderungen 

anzupassen. Die Feuerwehrpläne sind vor Abschluss der Baumaßnahme der 
Brandschutzdienststelle des Kreises Borken und der Feuerwehr Südlohn vorzulegen. 
(Beachten Sie hierzu Hinweis Nr. V.1.5) 
 

2.9. Die Brandschutzordnungen sind vor Abschluss der Baumaßnahme der 
Brandschutzdienststelle des Kreises Borken vorzulegen. 

 
2.10. Für die Aufzugsanlage in Werk 6 ist der Fachabteilung Bauaufsicht des Kreises Borken 

vor der Inbetriebnahme folgendes vorzulegen: 
 Ein mängelfreier Prüfbericht oder eine mängelfreie Prüfbescheinigung nach 

Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) einer zugelassenen Überwachungsstelle 
und 

 Eine gültige Konformitätsbescheinigung 
Darüber hinaus ist dann die CE-Kennzeichnung anzubringen. 
 

2.11. Die Mindestabstände zwischen Abschottungen im Bereich der technischen 
Gebäudeausrüstung, Installationsschächten oder -kanälen sowie die erforderlichen 
Abstände zu anderen Durchführungen (z.B. Lüftungsleitungen) oder anderen 
Öffnungsverschlüssen (z.B. Feuerschutztüren) ergeben sich aus den Bestimmungen der 
jeweiligen Verwendbarkeits- oder Anwendbarkeitsnachweise. Fehlen die entsprechenden 
Feststellungen, ist ein Abstand von mindestens 50 mm erforderlich. 
 

2.12. Lüftungsleitungen sowie deren Bekleidungen und Dämmstoffe müssen aus 
nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. Brennbare Baustoffe sind zulässig, wenn ein 
Beitrag der Lüftungsleitungen zur Brandentstehung und Brandweiterleitung nicht zu 
befürchten ist. Der Einbau von brennbaren Baustoffen muss gemäß dem Anhang 14 zur 
Muster-Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen 2025/1 (MVV TB) über 
den Brandschutznachweis nachgewiesen sein oder werden.  
 

2.13. Die Feuerwehrumfahrt ist mit Hinweisschildern nach DIN 4066 – Hinweisschilder für die 
Feuerwehr – deutlich und dauerhaft zu kennzeichnen. Um den Verlauf der 
Feuerwehrumfahrt zu verdeutlichen sind die Hinweisschilder an geeigneten Stellen zu 
wiederholen und mit Richtungspfeilen zu versehen. 
 

2.14. Der Verlauf der Feuerwehrumfahrt ist entsprechend frei und nutzbar zu halten. Die 
erforderlichen Fahrwege, insbesondere in den Kurvenbereichen, sind freizuhalten. 

 
2.15. Für eine ordnungsgemäße Funktion der Sprinkleranlage ist die Auslösetemperatur der 

Rauch- und Wärmeabzüge auf die Auslösetemperatur der Sprinkleranlage abzustimmen. 
 

2.16. Der Sprinklergruppenplan ist in der Sprinklerzentrale gut sichtbar aufzuhängen. In 
gleicher Ausführung stellt er auch eine Anlage zum Feuerwehrplan (Sonderplan) dar. Alle 
wichtigen Beststandeile der Sprinkleranlage müssen in diesem Plan eingezeichnet sein. 
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2.17. Im Falle mehrerer Alarmventilstationen in der Sprinklerunterzentrale sind diese mit 
eindeutigen Nummern oder Farben zu kennzeichnen. Dieselbe Bezeichnung ist im 
Feuerwehrplan nach DIN 14095 mit aufzunehmen. Des Weiteren ist bei einem Alarm die 
auslösende Alarmventilstation zusätzlich durch eine Blitzleuchte eindeutig kenntlich zu 
machen. 

 
2.18. Im Werk 7 sind der Aufstellraum für das BHKW und der Kompressorraum mit in die 

Überwachung der Brandmeldeanlage aufzunehmen.  
 

2.19. Bei einer Auslösung der Feuerlöschanlage muss an der Erstinformationsstelle (FAT) der 
Brandmeldeanlage eindeutig der ausgelöste Löschbereich angezeigt werden. Dies kann 
zum Beispiel durch einen oder mehrere Strömungswächter (Zonecheck), der sich hinter 
einem Alarmventil befindet, realisiert werden. Die Löschbereiche sind möglichst analog 
zu den Rauchabschnitten (u.a. Brandschutzkonzept Projektnummer 23-BS-086-3, Punkt 
11.2, S.36) zu wählen. Die genaue Anzahl der Strömungswächter kann abweichend mit 
der Brandschutzdienststelle des Kreises Borken in Verbindung mit der Feuerwehr 
Südlohn abgestimmt werden. 

 
2.20. An der Erstinformationsstelle der Brandmeldeanlage (FIBS oder FIZ) ist eine separate 

Feuerwehr-Laufkarte mit dem Weg von der Erstinformationsstelle Werk VI zur 
Sprinklerzentrale im Werk I zu deponieren. Diese besondere Feuerwehr-Laufkarte ist mit 
dem Reiter „SPZ“ (Farbe Blau) von den anderen Feuerwehr-Laufkarten hervorzuheben. 

 
2.21. Die gesamten Feuerwehr-Laufkarten sind zu aktualisieren und den neuen baulichen 

Gegebenheiten anzupassen. Sie sind vor Abschluss der Baumaßnahmen der Feuerwehr 
Südlohn vorzulegen.  

 
2.22. Die notwendigen Zuluftöffnungen für die Rauchableitung bzw. die Tore zur 

Rauchableitung sind von innen und außen mit Hinweisschildern nach DIN 4066 und der 
Aufschrift „Zuluftöffnung NRA“ bzw. „Rauchabzug“ deutlich und dauerhaft zu 
kennzeichnen. 

 
2.23. Die notwendigen Zuluftjalousien für die maschinelle Rauchableitung dürfen nicht 

zugestellt oder blockiert werden. Sie sind von innen und außen mit Hinweisschildern nach 
DIN 4066 und der Aufschrift „Zuluftöffnung MRA“ deutlich und dauerhaft zu 
kennzeichnen. Es wird empfohlen, zusätzliche Maßnahmen, wie z.B. Sperrpfosten zu 
installieren, damit die Funktion gewährleistet bleibt. 

 
2.24. Die Flucht- und Rettungspläne gemäß DIN ISO 23601 sind entsprechend den baulichen 

Änderungen zu aktualisieren. 
 

3. Nebenbestimmungen zum Immissionsschutz 
 

3.1. Die Inbetriebnahme der neuen Produktionsanlagen ist der Fachabteilung 
Anlagenbezogener Immissionsschutz des Kreises Borken spätestens eine Woche vorher 
mitzuteilen. 
 

3.2. Die täglich produzierten Nettomengen an Tierfutter (abzüglich des 
Verpackungsgewichtes) sind zu dokumentieren. Die Aufzeichnungen sind mindestens 
fünf Jahre aufzubewahren und der Fachabteilung Anlagenbezogener Immissionsschutz 
des Kreises Borken auf Anforderung vorzulegen. Die Dokumentation kann auch 
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elektronisch erfolgen. Die elektronisch aufgezeichneten und protokollierten Daten sind 
in einem marktgängigen Format zu speichern. Es sind geeignete Maßnahmen zur 
Datensicherung zu treffen. 
 
Nebenbestimmungen zur Luftreinhaltung und zum Geruch 

 
3.3. Die von der Anlage verursachten Geruchsimmissionen dürfen im gesamten 

Einwirkbereich außerhalb des Betriebes nicht zu einer Überschreitung der 
Immissionswerte (IW) nach Abschnitt 3.1 Anhang 7 der Technischen Anleitung zur 
Reinhaltung der Luft (TA Luft) beitragen. Insbesondere dürfen an den nachfolgend 
genannten Immissionsorten folgende Immissionswerte, ermittelt und beurteilt nach 
Anhang 7 TA Luft, nicht überschritten werden: 

Immissionsort IW Gebietseinstufung 
IP1, Pingelerhook 4, Wohnhaus 0,10 Außenbereich 
IP1, Pingelerhook 5, Wohnhaus 0,10 Außenbereich 
IP1, Daimlerstraße 31, Nachbarbetrieb 0,25 Gewerbe-/Industriegebiet 

Der Immissionswert ist angegeben als relative Häufigkeit der Geruchsstunden bezogen 
auf 1 Jahr. Als Immissionsorte gelten Bereiche, in denen sich Personen nicht nur 
vorübergehend aufhalten. 
 

3.4. Die Raumluft der nachfolgend aufgeführten Bereiche darf nicht unbehandelt ins Freie 
abgeleitet werden: 

Betriebseinheit Bereiche 
120 Alle Bereiche für Produktion und Lager, ausgenommen Tiefkühllager 
130 Quarantänelager 
160 Abwasserbehandlungsanlage und Abfalllagerung 

Die Raumluft dieser Bereiche einschließlich der innerhalb der Halle Werk 6 baulich 
abgetrennten Flächen (Frischfleisch Gemüse Chargierung, BE 120.1 Fleisch 
Chargierung, BE 120.14 Autoklaven Pouch) ist zu erfassen und vor Ableitung nach 
Außen der Abluftreinigungsanlagen (BE 180) zuzuführen. 
 

3.5. Der Luftdruck innerhalb der unter Nebenbestimmung Nr. IV.3.4 genannten Bereiche 
muss kontinuierlich unterhalb des atmosphärischen Drucks im Freien liegen. In jedem 
dieser Bereiche ist ein geeignetes Differenzdruckmessgerät zu installieren. Die 
Druckdifferenz zwischen Außen- und Innendruck ist kontinuierlich zu erfassen, 
aufzuzeichnen und zu Halbstundenwerten zu aggregieren. Die Daten sind in einem 
üblichen Format zu speichern. Die Aufzeichnungen sind drei Jahre aufzubewahren und 
der Fachabteilung Anlagenbezogener Immissionsschutz des Kreises Borken auf Verlagen 
vorzulegen. Es sind geeignete Maßnahmen zur Datensicherung zu treffen. 

 
3.6. An den Ventilatoren zur maschinellen Rauchableitung in den Außenfassaden des Werkes 

6 sind luftdichte Abluftjalousien zu installieren. Die Abluftjalousien müssen im 
Regelbetrieb geschlossen und dürfen nur im Bedarfsfall (Entrauchung) geöffnet sein. Die 
Jalousienklappen müssen mindestens der Dichtheitsklasse 4 nach DIN EN 1751 und das 
Gehäuse mindestens der Dichtheitsklasse C nach DIN EN 1751 entsprechen. Vor 
Inbetriebnahme der Hallenerweiterung ist der Fachabteilung Anlagenbezogener 
Immissionsschutz des Kreises Borken ein Nachweis darüber vorzulegen, dass die 
Abluftjalousien einschließlich der Gehäuse diese Vorgaben im Einbauzustand erreichen. 
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3.7. Die gereinigte Abluft ist nach dem Biofilter über einen Kamin mit einer Höhe von 21,1 m 
über Grund und mit einer Abluftgeschwindigkeit von dauerhaft mindestens 8,3 m/s 
abzuleiten. Vor der Inbetriebnahme des Biofilters ist der Fachabteilung 
Anlagenbezogener Immissionsschutz des Kreises Borken die Einhaltung dieser 
Ableitbedingungen nachzuweisen. 

 
3.8. Die Abluftreinigungsanlage ist in einer geschlossenen Bauweise herzustellen. Es ist 

sicherzustellen, dass die über das Biofilter geführte Abluft nur über den unter 
Nebenbestimmung Nr. IV.3.7 genannten Kamin ins Freie abgeleitet wird. Für Kontrollen, 
Wartungs- oder Reparaturarbeiten sowie Filtermaterialwechsel sind ausreichend große 
Revisionsöffnungen an verschiedenen Stellen des Biofilters vorzusehen. 

 
3.9. Die Abluftreinigungsanlage ist so auszulegen, dass bei dem im Regelbetrieb anfallenden 

Abluftvolumenstrom eine Filtervolumenbelastung von 100 m³/m³*h bis 350 m³/m³*h 
erreicht bzw. nicht überschritten wird. 

 
3.10. Die Nebenbestimmungen Nr. IV.3.11 bis IV.3.24 aus dem immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigungsbescheid vom 29.05.2024 (Aktenzeichen 63-01083/2023-bast) für den 
Betrieb und die Wartung des Biofilters sowie die erforderlichen, regelmäßigen 
Messungen gelten fort. 

 
3.11. Die neuen Dok-Shelter, die Verladerampen für die Annahme von Rohwaren an der 

Westfassade und die Verladerampe an der Ostfassade sind mit dicht schließenden 
Torrandabdichtungen auszustatten. 

 
3.12. Rohstoffe tierischer Herkunft sowie Zwischenprodukte sind bei Temperaturen von 

weniger als 10 °C in geschlossenen Behältern oder Räumen zu lagern. 
 

3.13. Verunreinigte Transportbehälter dürfen nur in geschlossenen Räumen abgestellt werden. 
Über die LKW-Wechselbrücke an der Ostfassade der Hallenerweiterung dürfen nur 
gereinigte Behälter abgewickelt werden. 

 
3.14. Die Abgase des BHKW in Werk 7 sind über einen Schornstein mit einer Höhe von 19,8 m 

über Grund abzuleiten. 
 

3.15. Das BHKW in Werk 7 darf nur mit einem Oxidationskatalysator betrieben werden. 
 

3.16. Ergänzend zu den Regelungen der §§ 24 und 31 der 44. Verordnung zum 
Bundes-Immissionsschutzgesetz (Verordnung über mittelgroße Feuerungs-, 
Gasturbinen- und Verbrennungsmotoranlagen - 44. BImSchV) sind zur Feststellung, ob 
die Emissionsgrenzwerte nach 44. BImSchV eingehalten werden, bei den regelmäßig 
wiederkehrenden Messungen jeweils drei Einzelmessungen mit einer Dauer von jeweils 
30 Minuten durchzuführen.  

 
Nebenbestimmungen zum Schall 
 

3.17. Die Annahmen/Aussagen, die im Schalltechnischen Bericht Nr. LL19090.1/02 vom 
16.01.2025 der TÜV SÜD Industrie Service GmbH zu den Betriebsabläufen und den 
erforderlichen Maßnahmen getroffen wurden, sind durchzuführen und zu beachten. Die 
dort angenommenen Betriebstätigkeiten stellen hinsichtlich Art und Quantität das 
Maximale dar. Während der Nachtzeit nach Nr. 6.4 der Technischen Anleitung zum 
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Schutz gegen Lärm (TA Lärm) sind insbesondere folgende Tätigkeiten ausgeschlossen:  
 LKW-Verkehr einschließlich Verladetätigkeiten an den Werken 6 und 7 
 Verladetätigkeiten und Gabelstapler-Verkehr außerhalb der Werkshallen. 

 
3.18. Durch ein geeignetes Zufahrtsmanagement ist sicherzustellen, dass das Werksgelände des 

Werkes 6 in der Nachtzeit nach Nr. 6.4 TA Lärm nicht durch Lieferfahrzeuge wie z.B. 
LKW und Transporter angefahren werden kann. Hiervon ausgenommen sind Fahrzeuge 
für Rettungskräfte.  
 

3.19. Die von der Anlage einschließlich des Fahrzeugverkehrs auf dem Betriebsgelände 
verursachten Geräuschemissionen dürfen im gesamten Einwirkbereich außerhalb des 
Betriebes nicht zu einer Überschreitung der Immissionsrichtwerte nach Nr. 6.1 TA Lärm 
beitragen. Insbesondere dürfen die Beurteilungspegel, ermittelt nach TA Lärm, zu denen 
die Betriebsgeräusche beitragen vor den nächst benachbarten Wohnhäusern folgende 
Werte nicht überschreiten: 

Immissionsort Tageszeit Nachtzeit 
IP1 Wohnhaus, Pingelerhook 4 60 dB(A) 45 dB(A) 
IP2 Wohnhaus, Pingelerhook 5 60 dB(A) 45 dB(A) 

Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen die Immissionsrichtwerte am Tage um nicht 
mehr als 30 dB(A) und in der Nacht um nicht mehr als 20 dB(A) überschreiten (siehe Nr. 
6.1 TA Lärm). Die Nachtzeit beginnt um 22:00 Uhr und endet um 6:00 Uhr. Für die 
Ermittlung der Geräuschemissionen ist Nr. 6.8 TA Lärm maßgebend. 
Ein Beitrag zur Gesamtgeräuschbelastung ist dann nicht gegeben, wenn die 
Zusatzbelastung der von der genehmigten Anlage ausgehenden Geräusche die 
Immissionsrichtwerte am maßgeblichen Immissionsort um mindestens 6 dB(A) 
unterschreitet. 

 
3.20. Bei der Errichtung des Erweiterungsbaus Werk 6 sind Baumaterialien zu verwenden, 

durch die mindestens die nachfolgend aufgeführten Bau-Schalldämm-Maße erreicht 
werden: 

Bauteil Bau-Schalldämm-Maß 
(bewertet) 

Fassaden Erweiterung Werk 6 38 dB 
Dachflächen Erweiterung Werk 6 39 dB 
Dachlichtbänder Erweiterung Werk 6 18 dB 
Stahltüren 25 dB 
Sektionaltore 15 dB 
Abluftjalousien an den Ventilatoren zur maschinellen 
Rauchableitung in den Außenfassaden des Werkes 6 

10 dB 

Vor Inbetriebnahme der Anlagenteile im Erweiterungsbau ist der Fachabteilung 
Anlagenbezogener Immissionsschutz des Kreises Borken die Einhaltung dieser 
schalltechnischen Vorgaben nachzuweisen. Der Nachweis kann z.B. in Form einer 
Baubegleitung und Bestätigung durch den begleitenden Sachverständigen erfolgen. 
 

3.21. Die Außentüren und Tore der neuen Werkshalle mit Zugang zu Produktionsbereichen 
sind geschlossen zu halten bzw. dürfen jeweils nur kurzzeitig geöffnet werden. 
 

3.22. Die Schallabstrahlung des unter Nebenbestimmung Nr. IV.3.7 genannten Abluftkamins 
des Biofilters ist auf einen Wert von maximal LWA = 78 dB(A) zu begrenzen. Die 
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Einhaltung dieses Wertes ist spätestens drei Monate nach der Inbetriebnahme der 
Abluftreinigungsanlage durch Messung nachzuweisen.  
 

3.23. Die Schallabstrahlung der Druckluftstöße der zwei neuen Autoklaven ist durch den 
Einbau von geeigneten Schalldämpfern auf einen Wert von jeweils maximal 
LWAT = 78 dB(A) zu begrenzen. Der Einbau entsprechender Schalldämpfer ist der 
Fachabteilung Anlagenbezogener Immissionsschutz des Kreises Borken vor 
Inbetriebnahme der zwei neuen Autoklaven durch Vorlage geeigneter Unterlagen 
nachzuweisen.  

 
3.24. Die dritte Lüftungsanlage auf dem Dach des Erweiterungsbaus darf maximal eine 

Schallabstrahlung von 81 dB(A) aufweisen. (Beachten Sie hierzu Hinweis Nr. V.2.6.) 
 

3.25. Die Lüftungstechnik für den Technikraum der Erweiterung des Werkes 6 darf maximal 
eine Schallabstrahlung von 80 dB(A) aufweisen. Vor Inbetriebnahme der 
Lüftungstechnik ist der Fachabteilung Anlagenbezogener Immissionsschutz des Kreises 
Borken ein Nachweis der Einhaltung vorzulegen. Der Nachweis kann durch geeignete 
Unterlagen oder eine gutachterliche Bestätigung erfolgen. (Beachten Sie hierzu Hinweis 
Nr. V.2.6.) 

 
3.26. Die Schallabstrahlung der Entlüftungsöffnung des Kompressorraumes in der Nordfassade 

des Werkes 7 ist durch die Installation eines geeigneten Schalldämpfers auf maximal 
80 dB(A) zu begrenzen. Vor der Inbetriebnahme des Kompressorraumes ist der 
Fachabteilung Anlagenbezogener Immissionsschutz des Kreises Borken der Einbau eines 
entsprechenden Schalldämpfers nachzuweisen. (Beachten Sie hierzu Hinweis Nr. V.2.6.) 

 
3.27. Am Aufstellort des BHKW darf ein Rauminnenpegel von 77 dB(A) nicht überschritten 

werden. Spätestens 6 Wochen nach der Inbetriebnahme des BHKW ist der Fachabteilung 
Anlagenbezogener Immissionsschutz des Kreises Borken die Einhaltung dieses Pegels 
durch gutachterliche Bestätigung nachzuweisen. 

 
3.28. Die Schallabstrahlung der Zu- und Abluftstutzen sowie des Abluftkamins des BHKW an 

der Nordfassade des Werkes 7 ist, z.B. durch den Einbau geeigneter Schalldämpfer, 
jeweils auf maximal folgenden Wert zu begrenzen: 

 

Schallquelle/ Bauteil 
Schalleistungspegel 

LWA in dB(A) 
Zuluft BHKW 71 
Abluft BHKW 76 
Abgaskamin BHKW 69 

 
Spätestens 6 Wochen nach Inbetriebnahme des BHKW ist der Fachabteilung 
Anlagenbezogener Immissionsschutz des Kreises Borken die Einhaltung der 
vorgenannten Werte nachzuweisen. Das kann z.B. durch eine gutachterliche Messung 
oder den Nachweis des Einbaus geeigneter Schalldämpfer erfolgen.  

 
3.29. Die vom BHKW ausgehenden Geräuschemissionen dürfen nicht tonhaltig sein. Tonhaltig 

sind Geräusche, für die nach TA Lärm ein Tonzuschlag von 3 dB oder 6 dB zu vergeben 
ist.  

 
3.30. Die durch das BHKW verursachten Geräuschimmissionen dürfen nicht zu schädlichen 
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Umwelteinwirkungen durch tieffrequente Geräuschanteile führen. Die Messung und 
Beurteilung tieffrequenter Geräuschanteile richten sich nach Nr. 7.3 i.V.m. Nr. A1.5 der 
TA Lärm und der DIN 45680 sowie dem zugehörigen Beiblatt 1. 
 

3.31. Spätestens drei Monate nach der Inbetriebnahme der neuen Produktionslinie ist durch 
Messungen zu belegen, dass Ihre Anlage nicht zu einer Überschreitung der unter 
Nebenbestimmung IV.3.19 für die Immissionsorte IP1 und IP2 festgelegten 
Immissionsrichtwerte zur Nachtzeit beiträgt. Die Messungen können alternativ an 
Ersatzmesspunkten gemäß TA Lärm erfolgen. Während der Messung ist sicherzustellen, 
dass die Produktionsanlagen in einem repräsentativen Zustand betrieben wird. 
Insbesondere die Aggregate, die gemäß dem Schalltechnischen Bericht für die 
Schallimmissionen an den o.g. Immissionsorten pegelbestimmend sind, sind unter 
Volllast zu betreiben. Vor der Inbetriebnahme der neuen Produktionslinie ist der 
Fachabteilung Anlagenbezogener Immissionsschutz des Kreises Borken eine 
entsprechende Auftragsbestätigung vorzulegen. 

 
3.32. Die Messungen nach den Nebenbestimmungen Nr. IV.3.22., ggfls. Nr. IV.3.28. und Nr. 

IV.3.31 sind von einer nach § 29b BImSchG i.V.m. der 41. Verordnung zur Durchführung 
des BImSchG (Bekanntgabeverordnung - 41. BImSchV) für den Tätigkeitsbereich 
„Ermittlung von Geräuschen“ (Gruppe V) bekannt gegebenen Messstelle durchführen zu 
lassen. Die Messstelle ist zu beauftragen, über das Ergebnis ihrer Feststellungen einen 
Messbericht zu fertigen und der Fachabteilung Anlagenbezogener Immissionsschutz des 
Kreises Borken unverzüglich vorzulegen. Für die Messung und den Messbericht sind die 
Regelungen der TA Lärm maßgeblich. 

 
4. Nebenbestimmungen zum Abfallrecht und Bodenschutz 

 
4.1. Sollten sich bei den Bauarbeiten Anhaltspunkte für Verunreinigungen des Bodens, der 

Bodenluft oder des Grundwassers ergeben, ist die Abteilung Bodenschutz und 
Abfallwirtschaft im Fachbereich Natur und Umwelt beim Kreis Borken unverzüglich von 
der Bauherrin/vom Bauherrn zu benachrichtigen. 

 
5. Nebenbestimmungen zum Arbeitsschutz und zur Anlagensicherheit 
 
5.1. Für den Betrieb der geänderten Anlage ist die Gefährdungsbeurteilung gem. §§ 5, 6 

Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) zu aktualisieren und zu dokumentieren. Die Regelungen 
der BetrSichV mit deren Anhängen, § 6 der Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) und die 
allgemeinen Grundsätze des § 4 ArbSchG sowie § 3 ArbStättV sind zu beachten. Die 
erstellten Unterlagen müssen folgendes beinhalten: 
 das Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung 
 die festgestellten Maßnahmen des Arbeitsschutzes 
 Terminierung von Maßnahmen 
 Verantwortliche für die Durchführung der Maßnahmen 
 das Ergebnis der Überprüfung der Maßnahmen (Wirksamkeitskontrolle) 

 
5.2. Besteht bei Arbeiten auf dem Dach des Gebäudes (z.B. Wartung- und 

Instandhaltungsarbeiten) oder den hierzu erforderlichen Verkehrswegen eine Gefährdung 
durch Absturz, sind Maßnahmen zum Schutz vor Absturz zu treffen.  
Bei der Ermittlung und Beurteilung der Gefährdung ist die Technische Regel für 
Arbeitsstätten (ASR) A2.1 zu berücksichtigen. Die Beurteilung ist in der 
Gefährdungsbeurteilung zu dokumentieren. 
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5.3. An der auf dem Dach des Gebäudes befindlichen Biofilteranlage ist für Wartungs- und 
Inspektionsarbeiten ein geeigneter Zugang in Form einer Treppe zu errichten. 
Fluchtweglängen sind dabei zu berücksichtigen. Ein alleiniger Zugang über die 
Steigleiter ist aus der Sicht des Arbeitsschutzes nicht ausreichend. 
 

6. Nebenbestimmungen zum Tierseuchenrecht 
 

6.1. Die neuen Autoklaven sind durch den technischen Sachverständigen des Landesamtes für 
Verbraucherschutz und Ernährung NRW (LAVE), Fachbereich 2.1 – Tiergesundheit, 
prüfen zu lassen. Dazu ist ein Abnahmetermin zu vereinbaren. Nehmen Sie hierzu 
spätestens vier Wochen vor der geplanten Inbetriebnahme der neuen Autoklaven Kontakt 
mit dem LAVE auf. 
 

6.2. Das in den neuen Autoklaven verarbeitete Heimtierfutter darf erst in Verkehr gebracht 
werden, wenn die Ergebnisse der Überprüfung nach Nebenbestimmung Nr. IV.6.1 den 
Vorgaben des Anhangs XIII, Kapitel II, Nr. 3 Buchstabe a) der Verordnung (EU) Nr. 
142/2011 zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 1063/2009 des Europäischen 
Parlaments und des Rates mit Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen 
Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte, entsprechen. 

 
6.3. Von dem in der neuen Produktionslinie hergestellten Heimtierfutter in Pouches müssen 

innerhalb der ersten drei Produktionsmonate während der Herstellung und/oder 
Lagerung, in jedem Fall vor dem Versand, von jeder verarbeiteten Charge 
Zufallsstichproben entnommen und auf das Vorkommen bzw. die Keimzahl von 
Salmonellen und Bakterien der Familie Enterobacteriaceae untersucht werden. Dabei sind 
folgende Normen zu erfüllen: 
 Salmonellen: ohne Befund  
 Enterobacteriaceae: n = 5; m = 10 KBE in 1 g; M = 300 KBE in 1 g; c = 2 

Mit 
- n = Anzahl der zu untersuchenden Proben 
- m = Schwellenwert für die Keimzahl in Koloniebildenden Einheiten (KBE) je g 
- M = Höchstwert für die Keimzahl in KBE je g 
- c = Anzahl der Proben, bei denen die Keimzahl zwischen m und M liegt 

Das Ergebnis der Enterobacteriaceae gilt als zufriedenstellend, wenn die Keimzahl in 
allen Proben den Schwellenwert m (10 KBE in 1 g) nicht überschreitet. Das Ergebnis 
der Enterobacteriaceae gilt als nicht zufriedenstellen, wenn die Keimzahl in einer oder 
mehreren Proben größer oder gleich dem Höchstwert M (300 KBE in 1 g) ist. Liegt 
die Keimzahl der Enterobacteriaceae bei maximal zwei Proben zwischen m und M 
gilt das Ergebnis insgesamt noch als zulässig, wenn die Keimzahl in den anderen 
Stichproben maximal den Schwellenwert m erreicht. 

 
 

V. 
 

Hinweise 
 

1. Hinweise zum Baurecht und Brandschutz 
 

1.1. Während der Durchführung des Bauvorhabens muss das beigefügte Baustellenschild an 
der Baustelle gut sichtbar angebracht sein. 
 



- 16 - 

1.2. Die Genehmigung und die zugehörigen Antragsunterlagen dürfen nicht getrennt werden. 
Sie müssen vom Baubeginn an auf der Baustelle bereitgehalten werden. Den mit der 
Überwachung von baulichen Anlagen beauftragten Personen ist jederzeit Zutritt zur 
Baustelle und Einblick in die Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
und deren Anlagen und in alle sonstigen mit der Durchführung des Bauvorhabens 
zusammenhängenden Unterlagen zu gewähren. 

 
1.3. Der Wechsel der Bauherrschaft ist unverzüglich der Fachabteilung Bauaufsicht des 

Kreises Borken mitzuteilen. 
 

1.4. Gemäß den Tarifstellen 03.1.4.10.2 und 03.1.4.10.3 der allgemeinen 
Verwaltungsgebührenordnung NRW (AVwGebO NRW) ist die Bauaufsichtsbehörde 
berechtigt, für die Bauüberwachung und die Bauzustandsbesichtigungen gem. den §§ 83 
und 84 BauO NRW 2018 Gebühren zu erheben. 

 
1.5. Durch das Brandschutzkonzept wurde festgestellt, dass das Lager (Werk 5) nicht wie in 

den Feuerwehrplänen dargestellt über Rauch- und Wärmeabzüge im Dachbereich 
entraucht wird, sondern die Entrauchung über die Sektionaltore sichergestellt wird. Das 
ist in der Aktualisierung des Feuerwehrplans für Werk 5 (siehe Nebenbestimmung Nr. 
IV.2.8) darzustellen. 

 
1.6. Gemäß der MVV TB in Verbindung mit der Verwaltungsvorschrift Technische 

Baubestimmungen NRW (VVTB NRW) sind bei Bau und Betrieb der technischen 
Gebäudeausrüstung die Technischen Regeln Technische Gebäudeausrüstung (TR TGA, 
Anhang 14 zur MVV TB) zu beachten. 

 
1.7. Leitungsanlagen für Wasser, Abwasser, Heizung, Elektro, Lüftung usw., die Wände 

(auch Schachtwände oder unter dem Estrich unterhalb von Brandschutztüren) und 
Decken mit brandschutztechnischen und raumabschließenden Anforderungen 
überbrücken, sind so herzustellen, dass eine Übertragung von Feuer und Rauch nicht zu 
befürchten ist. Dies ist gewährleistet, wenn die Anforderungen der entsprechenden 
bauaufsichtlich eingeführten Richtlinien wie der Muster-Richtlinie über 
brandschutztechnische Anforderungen an Leitungsanlagen (MLAR) oder der 
Muster-Richtlinie über brandschutztechnische Anforderungen an Lüftungsanlagen 
(MLüAR) eingehalten werden. 

 
1.8. Die baulichen Anlagen unterliegen der PrüfVO NRW. Nach dieser Verordnung müssen 

die technischen Anlagen gemäß PrüfVO NRW sowie die dafür bauordnungsrechtlich 
geforderten Brandschutzmaßnahmen wiederkehrend durch Prüfsachverständige gemäß 
§ 3 PrüfVO NRW auf ihre Wirksamkeit und Betriebssicherheit geprüft werden. Die 
Prüfberichte sind mindestens 6 Jahre aufzubewahren und der Fachabteilung Bauaufsicht 
des Kreises Borken auf Verlangen zu übersenden. 

 
1.9. Alle Prüfberichte der Prüfsachverständigen gemäß PrüfVO NRW müssen neben der 

Beschreibung der durchgeführten Prüfungen insbesondere die Feststellung enthalten, 
dass die geprüften Anlagen einschließlich der dafür getroffenen Brandschutzmaßnahmen 
betriebssicher und wirksam sind. Die BImSchG-Genehmigung und die 
Brandschutzkonzepte sind den jeweiligen Prüfern zur Verfügung zu stellen.  
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1.10. Die Lüftungsleitungen sind so zu führen oder herzustellen, dass sie infolge ihrer 
Erwärmung durch Brandeinwirkung keine erheblichen Kräfte auf tragende oder 
notwendige feuerwiderstandsfähige Wände und Stützen ausüben können. 

 
1.11. Gemäß § 42 BauO NRW 2018 dürfen BHKW im Regelfall erst dann in Betrieb 

genommen werden, wenn die bevollmächtigte Bezirksschornsteinfegerin oder 
bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger die Tauglichkeit und sichere Benutzbarkeit der 
Leitungen zur Abführung von Verbrennungsgasen bescheinigt haben. In § 42 Abs. 7 
BauO NRW 2018 sind Ausnahmen enthalten, wann diese Regelung ggfls. nicht greift. 
Stellt die bevollmächtigte Bezirksschornsteinfegerin oder der bevollmächtigte 
Bezirksschornsteinfeger Mängel fest, hat sie oder er diese Mängel der 
Bauaufsichtsbehörde mitzuteilen. 
 

2. Hinweise zum Immissionsschutzrecht 
 

2.1. Die bisher erteilten Zulassungen zum vorzeitigen Beginn vom 26.03.2025 und 
21.08.2025 erlöschen mit der Erteilung dieser Genehmigung. 
 

2.2. Jede beabsichtigte Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebes Ihrer 
genehmigungsbedürftigen Anlage, die Auswirkungen auf die Schutzgüter nach § 1 
BImSchG haben kann, ist der zuständigen Immissionsschutzbehörde nach § 15 BImSchG 
mindestens einen Monat vor der geplanten Umsetzung schriftlich anzuzeigen, sofern 
keine Änderungsgenehmigung nach § 16 BImSchG beantragt wird. Im Rahmen des 
Anzeigeverfahrens kann die zuständige Behörde dann prüfen, ob eine 
Änderungsgenehmigung erforderlich ist. 
 

2.3. Nach § 26 BImSchG kann die zuständige Immissionsschutzbehörde auf Ihre Kosten die 
Ermittlung der durch Ihre Anlage verursachten Immissionen anordnen, wenn zu 
befürchten ist, dass von Ihrer Anlage schädliche Umwelteinwirkungen hervorgerufen 
werden. Anhaltspunkte für das Hervorrufen schädlicher Umwelteinwirkungen können 
z.B. wiederholte und berechtigte Beschwerden geben. 

 
2.4. Als Betreiber einer Anlage nach der Richtlinie 2010/75/EU über Industrieemissionen 

(IE-Richtlinie) sind Sie gemäß § 31 BImSchG verpflichtet, der zuständigen 
Immissionsschutzbehörde jährlich u.a. eine Zusammenfassung der Ergebnisse der 
Emissionsüberwachung und alle sonstigen Daten vorzulegen, die erforderlich sind, um 
die Einhaltung der Genehmigungsanforderungen gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG zu 
überprüfen. 

 
2.5. Das BHKW in Werk 7 und die Dampfkesselanlagen im Werk 6 unterliegen jeweils der 

44. BImSchV. In der Verordnung werden immissionsschutzrechtliche Anforderungen an 
die Errichtung und den Betrieb dieser Anlagen (wie Ableitbedingungen und 
Emissionsgrenzwerte), sowie Betreiberpflichten (Anzeige- und Messverpflichtungen) 
unmittelbar verbindlich festgeschrieben. 
Gemäß § 6 Abs. 1 der 44. BImSchV müssen Sie als Betreiber Anlagen vor der 
Inbetriebnahme bei der zuständigen Behörde anzeigen. Diese Verpflichtung gilt auch, 
wenn für die Anlage (wie hier) eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung erteilt 
wurde. Zuständige Behörde ist in diesem Fall die Fachabteilung Anlagenbezogener 
Immissionsschutz des Kreises Borken. Nähere Informationen zur 44. BImSchV und zur 
Anzeigepflicht finden Sie im Serviceportal auf unserer Internetseite (www.kreis-
borken.de) unter dem Suchbegriff „Anzeige von mittelgroßen Feuerungsanlagen“. 
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2.6. Der Wert der Schallabstrahlung schließt ggfls. die aufgrund der Einbausituation 
erforderlichen Korrekturen mit ein und ist daher nicht mit dem Schalleistungspegel 
gleichzusetzen. Zum Beispiel darf bei einer gerichteten Abstrahlung der 
Schallleistungspegel zzgl. der Richtwirkungskorrektur den festgesetzten Wert der 
Schallabstrahlung nicht überschreiten. 
 

3. Hinweise zum Wasserrecht 
 

3.1. Das BHKW entspricht gem. § 39 der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen (AwSV) der Gefährdungsstufe B. Nach Maßgabe der 
Anlage 5 zu § 46 Abs. 2 AwSV ist die Anlage daher  
 vor Inbetriebnahme und 
 nach einer wesentlichen Änderung 
durch einen AwSV-Sachverständigen zu prüfen. 
 

3.2. Sollte mit weiteren wassergefährdenden Stoffen umgegangen werden, ist die AwSV zu 
beachten. Dies kann ggfls. Prüfungen durch AwSV-Sachverständige erforderlich 
machen. Zusätzlich können Rückhalteeinrichtungen erforderlich werden. 
 

3.3. Sollten für Geländeauffüllung oder zur Herstellung von Unterbau- oder Tragschichten 
mineralische Ersatzbaustoffe (z.B. Recyclingbaustoffe) oder industrielle Nebenprodukte 
(z.B. Aschen oder Schlacken) verwendet werden, ist die bundeseinheitliche 
Ersatzbaustoff-Verordnung (ErsatzbaustoffV) zu beachten. Die Verwendung von Boden 
und anderen Materialien (Ersatzbaustoffen) darf nicht zu schädlichen Grundwasser- oder 
Bodenveränderungen führen (§ 19, Abs. 3 ErsatzbaustoffV). 
Werden die Anforderungen nach den §§ 19 und 20 der ErsatzbaustoffV eingehalten und 
handelt es sich um ein von einem zertifizierten Hersteller produziertes Material, bedürfen 
Einbaumaßnahmen keiner wasserrechtlichen Erlaubnis gem. § 8 des 
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG). Der Einbau der in § 20 Abs. 1 ErsatzbaustoffV 
genannten mineralischen Ersatzstoffe oder ihrer Gemische ist der Unteren 
Wasserbehörde des Kreises Borken vom Verwender vier Wochen vor Beginn des Einbaus 
anzuzeigen, wenn das vorgesehene Gesamtvolumen größer als 250 m³ ist. Art und 
Umfang der erforderlichen Unterlagen sind im Einzelfall mit der Unteren Wasserbehörde 
abzustimmen. Ansprechpartnerin für dieses Verfahren ist Frau Beck. 
 

4. Hinweise zum Abfallrecht und Bodenschutz 
 

4.1. Die im Betrieb eventuell anfallenden, nachfolgend aufgeführten Abfälle sind gefährliche 
Abfälle, die durch eine Rechtsverordnung nach § 48 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) 
bestimmt worden sind: 

AVV-Abfallschlüssel Beschreibung 
13 02 06* Synthetische Maschinen-, Getriebe- und Schmieröle 

15 01 10* 
Verpackungen, die Rückstände gefährlicher Stoffe enthalten 
oder durch gefährliche Stoffe verunreinigt sind 

15 02 02* 
Aufsaug- und Filtermaterialien (einschließlich Ölfilter a. n. 
g.), Wischtücher und Schmutzkleidung, die mit gefährlichen 
Stoffen verunreinigt sind 

 
4.2. Nach § 50 KrWG haben Erzeuger, Besitzer, Sammler, Beförderer und Entsorger der 

zuständigen Behörde und untereinander die ordnungsgemäße Entsorgung von 
gefährlichen Abfällen nachzuweisen. Die Nachweisführung ist in der 
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Nachweisverordnung (NachwV) Teil 2 („Nachweisführung über die Entsorgung von 
Abfällen“) geregelt. 
Nach § 2 Abs. 2 NachwV sind Abfallerzeuger, wenn bei ihnen nicht mehr als insgesamt 
2 Tonnen gefährlicher Abfall jährlich (Kleinmengen) anfallen, von der Nachweispflicht 
befreit. Die Verpflichtung zur Führung der Übernahmescheine nach § 12 und 16 NachwV 
bleibt jedoch bestehen.  
Nach § 49 KrWG sind Entsorger gefährlicher und nicht gefährlicher Abfälle, sowie 
Erzeuger, Besitzer, Sammler, Beförderer, Händler und Makler gefährlicher Abfälle zur 
Registerführung verpflichtet. Die Führung des Registers ist in der NachwV, Teil 3 
(„Registerführung über die Entsorgung von Abfällen“) geregelt. 
 

4.3. Die Abfallentsorgungssatzung des Kreises Borken ist in der jeweils gültigen Fassung 
einzuhalten. Die nicht verwertbaren Abfälle aus dem gewerblichen Bereich sind an die 
vom Kreis Borken zur Verfügung gestellten Entsorgungsanlagen anzuliefern. 
 

4.4. Die Entsorgung der Abfälle hat unter anderem auf Grundlagen folgender 
Rechtsvorschriften in der jeweils gültigen Fassung zu erfolgen: 
 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) 
 Nachweisverordnung (NachwV) 
 Abfallverzeichnisverordnung (AVV) 
 Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) 
 POP-Abfall-Überwachungs-Verordnung (POP-Abfall-ÜberwV) 
 

5. Hinweise zum Arbeitsschutzrecht 
 

5.1. Die Belange des Arbeitsschutzes sind vom Betreiber eigenverantwortlich zu beachten. 
Entsprechend den §§ 3 und 6 des Gesetzes über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und 
andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit (ASiG) kann bei der Erfüllung der Anforderungen 
des Arbeitsschutzes auf die Beratung von Betriebsärztinnen/-ärzte und Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit zurückgegriffen werden.  
 

5.2. Gemäß der Technischen Regel für Arbeitsstätten (ASR) A2.3 Fluchtwege und 
Notausgänge sind Fluchtwege mit einer Sicherheitsbeleuchtung auszustatten, wenn bei 
Ausfall der allgemeinen Beleuchtung das gefahrlose Verlassen der Arbeitsstätte nicht 
gewährleistet ist. Auf Grund der Schichtarbeit sind mindestens die Notausgangstüren mit 
hinterleuchteten dauerhaften Schildern gemäß DIN 4844/ ASR A1.3 Sicherheits- und 
Gesundheitsschutzkennzeichnung zu kennzeichnen. Die Kennzeichnung hat so zu 
erfolgen, dass von jeder Stelle des gesamten Brandabschnittes ein Rettungsweg gefunden 
werden kann.  
 

5.3. Die Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Verwendung von 
Arbeitsmitteln (BetrSichV) ist zu beachten 
 

5.4. Bei der Planung und Ausführung der baulichen Maßnahmen sind die Anforderungen der 
Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz auf Baustellen 
(Baustellenverordnung – BaustellV) zu beachten. 
Die Maßnahmen hat der Bauherr zu veranlassen, es sei denn, er beauftragt einen Dritten, 
diese Maßnahmen in eigener Verantwortung zu treffen.  
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5.5. Die Anforderungen an BHKW-Räume aus der Schrift „Technische Information 4 - 
Sicherheitsregeln für Biogasanlagen“ der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft sind 
analog zu beachten. 

 
 

VI. 
 

Kostenentscheidung 
 

Die Kosten des Genehmigungsverfahrens trägt der Antragsteller. Sie werden aufgrund des 
Gebührengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (GebG NRW) in Verbindung mit der 
Allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung des Landes Nordrhein-Westfalen (AVwGebO 
NRW) festgesetzt. Hierzu ergeht ein gesonderter Bescheid. 
 
 

VII. 
 

Begründung 
 
Am 22.11.2024 beantragten Sie die Genehmigung zur wesentlichen Änderung Ihrer Anlage 
zum Abfüllen und Sterilisieren von Heimtiernahrung in Dosen und Aluminiumbeuteln 
(Pouches) nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG). Die Anlage erstreckt 
sich auf die Werke 5, 6 und 7 auf den Grundstücken Gemarkung Oeding, Flur 21, Flurstücke 
177, 148, 156 und 157 (Daimlerstraße 20, 21 und 27). Der Antrag umfasst folgende 
Änderungen:  
 Maschinentechnische Anpassung im Bereich der Produktion in Werk 6 (Flurstück 177) 

durch die zusätzliche Errichtung von 2 Autoklaven und den Entfall verschiedener 
genehmigter Anlagenteile 

 Verlegung der vorhandenen zwei Verladerampen für Rohware am Werk 6 von der 
Gebäude-Ostseite an die Gebäude-Westseite 

 Änderung der Verladung von Abfallkisten an der Gebäude-Ostseite des Werkes 6 
 Verlegung der Zugangsschranke und von Parkplätzen auf der Westseite des Werkes 6 
 Verlegung der Pouch-Endverpackung vom Werk 5 (Flurstück 148) in das Obergeschoss 

von Werk 6 (Flurstück 177) 
 Änderung der Lage des genehmigten Bockheizkraftwerkes (BHKW) von Werk 6 (Flurstück 

177) nach Werk 7 (Flurstücke 156, 157) sowie Erhöhung der Feuerungswärmeleistung und 
Errichtung eines Abgaskamins 

 Änderung der Einhausung der Biofilteranlage sowie Änderung der Lage und Höhe des 
Abluftkamins der Biofilteranlage 

 Errichtung und Betrieb eines Kompressorraumes in Werk 7 (Flurstücke 156. 157) 
 Folgende bauliche Änderungen im Werk 5: 

- Tausch von Lager- und Verpackungsbereichen Dosen, Umstellung der Maschinen 
- Umplatzierung des vorhandenen Büroeinbaus 

 Folgende bauliche Änderungen im Werk 6: 
- Vergrößerung des zweigeschossigen Bereiches durch Erweiterung der Zwischendecke 
- Vorbereitung für eine Technikbühne auf dem Dach 
- Errichtung eines Fluchttreppenturms 
- Änderung der Technikräume 
- Schaffung neuer Innenbereiche (Werkstatt, Autoklaven, Frischfleisch Gemüse 

Chargierung, Fleisch Chargierung) 
 Folgende bauliche Änderungen im Werk 7: 
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- Entfall der Fluchttreppe an der Ostseite 
- Anpassung der Maschinenaufstellung inkl. Revisionsbühnen. 

Die Produktionskapazität von 180 t Heimtierfutter je Tag bleibt unverändert. 

Die Produktionsanlage unterfällt Nummer 7.4.1.1 des Anhangs 1 der 4. Verordnung zum 
Bundes-Immissionsschutzgesetz (4. BImSchV). Anlagen dieser Art sind mit der Verfahrensart 
G gekennzeichnet. Die Dampfkessel (Betriebseinheit 150) und das BHKW (Betriebseinheit 
190) sind als Nebeneinrichtungen zur Produktionsanlage zu qualifizieren und von Nummer 
1.2.3.2 Anhang 1 der 4. BImSchV (Verfahrensart V) erfasst.  
Für das Vorhaben ist aufgrund des § 1 Abs. 2 und Abs. 3 der Zuständigkeitsverordnung 
technischer Umweltschutz (ZustVU) meine Zuständigkeit gegeben. 

Ihre Anlage unterliegt darüber hinaus Nummer 7.16.1 (Kennzeichnung „A“) der Anlage 1 zum 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) und die o.g. Nebenanlagen der 
Nummer 1.2.3.2 Anlage 1 zum UVPG (Kennzeichnung „S“). Die Vorprüfung des Einzelfalles 
nach § 9 Abs. 2 und Abs. 4 i.V.m. § 7 UVPG hat ergeben, dass durch die Änderungen keine 
erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Schutzgüter zu besorgen sind. Eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung war dementsprechend nicht erforderlich. Dieses Ergebnis habe 
ich gemäß § 5 Abs. 2 UVPG am 14.10.2025 im Amtsblatt für den Kreis Borken bekannt 
gemacht und im UVP-Portal veröffentlicht. 

Für das Genehmigungsverfahren haben Sie nach § 16 Abs. 2 BImSchG beantragt, auf die 
Öffentlichkeitsbeteiligung zu verzichten. Ich habe, Ihrem Antrag entsprechend, von der 
öffentlichen Bekanntmachung des Vorhabens und der Auslegung der Antragsunterlagen 
abgesehen, da keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die in § 1 BImSchG genannten 
Schutzgüter zu besorgen sind, die Anlagenkapazität nicht erhöht wird und sich aus der 
Vorprüfung nach dem UVPG nicht das Erfordernis einer Öffentlichkeitsbeteiligung ergeben 
hat.  

Zusammen mit dem Antrag zur wesentlichen Änderung Ihrer Anlage nach § 16 BImSchG vom 
22.11.2024 haben Sie darüber hinaus nach § 8a BImSchG die Zulassung des vorzeitigen 
Beginns für Erdarbeiten, Verlegung von Entwässerungs-/Grundleitungen, Fundamentarbeiten 
und Rohrbauarbeiten für die Erweiterung der Produktionshalle des Werkes 6 beantragt. Da die 
Voraussetzungen erfüllt waren, habe ich Ihnen die entsprechende Zulassung am 26.03.2025 
erteilt.  
Aufgrund des Baufortschrittes haben Sie den Antrag nach § 8a BImSchG am 17.06.2025 auf 
die Errichtung bzw. Änderung der Gebäude, Außenanlagen und der Maschinenaufstellung für 
das gesamte Werk 6 erweitert. Da auch hier die Voraussetzungen erfüllt waren, habe ich diesem 
Antrag mit Bescheid vom 21.08.2025 entsprochen. 
 
Die Antragsunterlagen sind am 25.11.2024 bei mir eingegangen. Nach einer ersten Prüfung 
waren noch Änderungen und Ergänzungen erforderlich, die bis zum 23.01.2025 vorlagen. Am 
24.01.2025 war der Antrag entsprechend nach einer kursorischen Prüfung zunächst als 
vollständig anzusehen, so dass ich das Verfahren durch die Beteiligung der betroffenen 
Fachbehörden gestartet habe.  
Im Verlauf des Genehmigungsverfahrens sind durch diese Fachbehörden noch weitere 
Unterlagen, insbesondere zum Brandschutz, nachgefordert worden. Der Antrag wurde 
mehrfach, zuletzt am 18.07.2025 um das überarbeitete Brandschutzkonzept 23-BS-086-4 für 
das Werk 5 und Grundriss- bzw. Maschinenpläne für dieses Werk, ergänzt.  

Ihr Antrag einschließlich aller Unterlagen hat nachstehenden Stellen zur Prüfung und 
Stellungnahme bzw. zur Kenntnisnahme vorgelegen: 

 Gemeinde Südlohn, Bauamt 
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 Fachabteilung 63.1/2 im Hause, Bauordnung 
 Fachabteilung 32.3 im Hause, Brandschutz 
 Fachabteilung 66.1 A im Hause, Untere Abfallwirtschaftsbehörde 
 Fachabteilung 66.1 W im Hause, Untere Wasserbehörde 
 Bezirksregierung Münster, Dezernat 55.3 - Arbeitsschutz 
 Landesamt für Verbraucherschutz und Ernährung NRW (ehemals Landesamt für Natur, 

Umwelt und Verbraucherschutz NRW) 

Diese Stellen haben die Unterlagen geprüft und keine Bedenken gegen die Erteilung der 
beantragten Genehmigung erhoben. Sie haben Vorschläge für verschiedene 
Nebenbestimmungen und Hinweise für den Bescheid gemacht. Nach § 12 BImSchG kann die 
Genehmigung mit Auflagen verbunden werden, soweit dies für die Erfüllung bzw. 
Sicherstellung der in § 6 BImSchG genannten Genehmigungsvoraussetzungen erforderlich ist. 
Nach § 6 BImSchG ist die Genehmigung zu erteilen, wenn die Einhaltung der 
immissionsschutzrechtlichen Betreiberpflichten sichergestellt ist und andere 
öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem 
Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen. 
 
Das Vorhaben befindet sich im Bereich rechtskräftiger Bebauungspläne und ist daher 
bauplanungsrechtlich nach § 30 des Baugesetzbuches (BauGB) zu beurteilen.  

Die Erweiterung des Werkes 6 (Flurstück 177) liegt im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 54 
„Gewerbe- und Industriegebiet Pingelerhook 3“. Als Art der baulichen Nutzung ist hier GI 
ausgewiesen. Gemäß den Festsetzungen des Bebauungsplanes sind Betriebe und Anlagen der 
Abstandsklassen I-VI Nr. 1-199 (Abstandsliste 2007) unzulässig, mit Ausnahme der 
Anlagenarten der Abstandsklassen V (*) und VI (*). Ausnahmsweise zulässig sind darüber 
hinaus Anlagen nach der Abstandsklasse V und VI, wenn die Emissionen der Betriebe soweit 
begrenzt sind oder die Ableitbedingungen so gestaltet werden, dass diese in ihrem 
Emissionsverhalten den allgemein zulässigen Betrieben entsprechen und schädliche 
Umwelteinwirkungen in schutzbedürftigen Gebieten vermieden werden. 
Die bereits bestehenden Anlagenteile des Werkes 6, sowie die Werke 5 und 7 (Flurstücke 148, 
456 und 157) befinden sich im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 40 „Gewerbe- und 
Industriegebiet Pingelerhook II“. Als Art der baulichen Nutzung ist für die Anlagengrundstücke 
ein GI ausgewiesen. Im Plangebiet sind Betriebe und Anlagen der Abstandsklassen I-V Nr. 
1-160 (Abstandsliste 2007), sowie Anlagen mit vergleichbarem Emissionsverhalten nicht 
zulässig. Ausnahmsweise zulässig sind die Anlagen nach der Abstandsklasse V, wenn die 
Emissionen der Betriebe soweit begrenzt sind oder die Ableitbedingungen so gestaltet werden, 
dass diese in ihrem Emissionsverhalten den Betrieben und Anlagearten entsprechen, die 
allgemein zulässig sind und schädliche Umwelteinwirkungen in schutzbedürftigen Gebieten 
vermieden werden. 
Ihre Produktionsanlage ist der Abstandsklasse V (Nr. 116/117) aus der o.g. Abstandsliste 
zuzuordnen, so dass der Betrieb zunächst als nicht zulässig anzusehen ist. In den Werken 5 und 
7 finden keine Produktionsprozesse statt, sondern hier sind Verpackungs- und Lagerbereiche 
sowie ein Teil der erforderlichen Infrastruktur und Energieversorgung, wie der 
Kompressorraum und das BHKW, untergebracht. Das Emissionsverhalten dieser Anlagenteile 
ist daher nicht mit dem von Anlagen der Nr. 116 oder 117 vergleichbar. 
Kraftwerke werden in der Abstandsliste erst ab einer Feuerungswärmeleistung von 50 MW 
erfasst. Für die Einstufung sind insbesondere die Luftverunreinigungen und Schallemissionen 
relevant. Bei einem BHKW mit einer FWL von 1,1 MW ist insgesamt von wesentlich 
geringeren Emissionen auszugehen. Lager oder vergleichbare Nutzungen sind in der o.g. 
Abstandsliste z.B. unter Nr. 155 (Auslieferungslager für Tiefkühlkost, Abstandsklasse V) oder 
Nr. 159 (Speditionen aller Art, Abstandsklasse V) erfasst. Auch diese Betriebe sind zunächst 
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unzulässig. Maßgeblich für diese Einstufung ist jedoch, dass diese Anlagen in der Regel mit 
Verladetätigkeiten mit Gabelstaplern und Palettenhubwagen außerhalb von Gebäuden 
verbunden sind und in erheblichem Umfang Fahrzeugbewegungen, insbesondere zur Nachtzeit, 
stattfinden. Im vorliegenden Fall werden die Verladungen ausschließlich über Verladerampen 
abgewickelt; Gabelstaplerverkehr findet ggfls. innerhalb der Werksgebäude statt. Und auch der 
Lieferverkehr zur Nachtzeit ist auf eine Fahrt je Stunden begrenzt. Das Emissionsverhalten des 
Werkes 5 fällt somit deutlich geringer aus, als bei den Betrieben nach Nr. 155 oder 159 
anzunehmen ist. Die planungsrechtliche Zulässigkeit für die Werke 5 und 7 ist somit gegeben. 
Die Produktionsanlage (Werk 6) wird durch verschiedene Maßnahmen so betrieben, dass das 
Emissionsverhalten dem der allgemein zulässigen Anlagenarten entspricht. Hinsichtlich 
Geruchs umfassen diese Maßnahmen u.a. die Unterdruckhaltung der Produktionshalle des 
Werkes 6, Errichtung und Betrieb eines Biofilters und die Fassung und Behandlung der Abluft 
aller Bereiche, in denen Rohstoffe oder Produkte gehandhabt oder gelagert werden (mit 
Ausnahme der Tiefkühllager). Zur Reduzierung der Schallemissionen ist die Dämmung der 
Fassaden am Werk 6 und die Reduzierung der Schallabstrahlung verschiedener stationärer 
Aggregate vorgesehen. Die planungsrechtliche Zulässigkeit für das Werk 6 ist somit ebenfalls 
gegeben.  
Für die Umsetzung der am Werk 6 geplanten Änderungen ist eine Befreiung von den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes hinsichtlich der Überschreitung der Grundflächenzahl und 
der Überschreitung der zulässigen Gesamthöhe für den Biofilterbereich und für den 
Abluftschornstein erforderlich. Die Befreiung wird zugelassen.  
Der Schornstein für das BHKW am Werk 7 entspricht ebenfalls nicht den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes zur zulässigen Gebäudehöhe. Die Grundzüge der Planung werden durch die 
Abweichung nicht berührt. Sie ist städtebaulich vertretbar und unter Würdigung nachbarlicher 
Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar. Insofern ist die Befreiung zu erteilen. 

Die planungsrechtliche Zulässigkeit für die beantragten Änderungen ist somit insgesamt 
gegeben. 
 
Die immissionsschutzrechtlichen Betreiberpflichten nach § 5 BImSchG umfassen sowohl den 
Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor, als auch Vorsorge gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen, sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen.  

Von Ihrer Produktionsanlage können insbesondere Schall und Geruch ausgehen, so dass für 
diese Emissionspfade zu prüfen war, ob schädliche Umwelteinwirkungen wirksam 
ausgeschlossen sind.  

Die Schallemissionen und die daraus resultierenden Immissionen Ihrer Anlage wurden im 
schaltechnischen Bericht Nr. LL19090.1/2 vom 16.01.2025 der TÜV SÜD Industrie Service 
GmbH untersucht. Die Schallprognose zeigt, dass an den maßgeblichen Immissionsorten die 
Immissionsrichtwerte gemäß der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) 
zur Tageszeit um mehr als 10 dB(A) und zur Nachtzeit um mindestens 6 dB(A) unterschritten 
werden. Auf die Ermittlung der Vorbelastung durch andere Betriebe konnte daher verzichtet 
werden. Die im Gutachten gewählten Ansätze sind als plausibel anzusehen. 
Die gemäß der Anlagenbeschreibung in den Antragsunterlagen als schallrelevant 
einzustufenden Aggregate sind im Quellenverzeichnis erfasst. Alle stationären Aggregate 
werden pessimal im Dauerbetrieb angenommen. Als Schallleistungspegel wurden, soweit 
möglich, Messwerte von bereits bestehenden Anlagenteilen herangezogen. Für die zusätzliche 
Lüftungsanlage über Dach der 3. Erweiterung, die Abluftöffnungen des Kompressorraumes 
sowie die Lüftungstechnik des TGA-Raumes hat der Gutachter Schallpegel angenommen, da 
zum aktuellen Planungsstand noch keine konkreten Werte vorlagen. Die zusätzliche 
Lüftungsanlage über Dach der 3. Erweiterung soll nach Ihrer Aussage nicht im Dauerbetrieb 
genutzt, sondern für die maschinelle Entrauchung eingesetzt werden. Unabhängig davon ist die 
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Einhaltung der angenommenen Pegel dieser drei Aggregate für die prognostizierten 
Schallimmissionen relevant, so dass ich diese mit den Nebenbestimmungen Nr. IV.3.24 bis 
3.26 festgesetzt habe. Bei der Ausbreitungsrechnung wurden für diese drei Quellen keine 
Korrekturen aufgrund der Einbausituation, wie z.B. eine Richtwirkungskorrektur, in Ansatz 
gebracht. Der Schallleistungspegel der Aggregate muss daher ggfls. niedriger liegen, als die 
festgesetzte Schallabstrahlung, um den prognostizierten Immissionsbeitrag einzuhalten.  
Zur Ermittlung der Schallabstrahlung von Gebäudeteilen wurden bereits in der Vergangenheit 
verschiedene Innenpegel vermessen. Für das vorliegende Gutachten wurden weitere Bereiche 
der bestehenden Anlage messtechnisch erfasst und auf dieser Basis die im letzten 
Genehmigungsverfahren angenommenen Rauminnenpegel angepasst. Das betrifft 
insbesondere die Versetzung der Anlagenteile der Pouch-Endverpackung von Werk 5 in Werk 
6. Die abgeleiteten Innenpegel erscheinen schlüssig und die im Gutachten angenommenen 
Gebäudeflächen sind plausibel. Für die Fassaden der Erweiterung des Werkes 6 hat der 
Gutachter bestimmte Bau-Schalldämm-Maße berücksichtigt, die Voraussetzung für die 
Einhaltung der Immissionswerte sind. Diese habe ich mit Nebenbestimmung Nr. IV.3.20 
festgeschrieben. Für die zur Entrauchung des Erdgeschosses in der Erweiterung der Halle 6 
erforderlichen Ventilatoren bzw. Lüftungsjalousien hat der Schallgutachter eine Aussage zu 
den erforderlichen Bau-Schalldämm-Maßen ergänzt, die ich ebenfalls in der o.g. 
Nebenbestimmung festgesetzt habe. 
Für den PKW- und LKW-Verkehr werden im wesentlichen Konventionswerte u.a. aus der 
Parkplatzlärmstudie bzw. der hessischen LKW-Studie in Ansatz gebracht. Die Anzahl der 
LKW-Fahrten und Verladevorgänge geht auf Ihre eigenen Angaben zurück. LKW-Fahrten und 
Verladevorgänge an den Werken 6 und 7 werden zur Nachtzeit ausgeschlossen. Für das Werk 
6, das den Immissionsorten am nächsten liegt, habe ich Ihnen mit Nebenbestimmung Nr. 
IV.3.18 ein Zufahrtsmanagement aufgegeben. Für die PKW-Fahrten wird aufgrund des 
3-Schicht-Betriebes zur Nachtzeit ein vollständiger Stellplatzwechsel berücksichtigt. Diese 
Annahmen sind daher als pessimal anzusehen.  
Die Einhaltung der prognostizierten Werte hängt jedoch von verschiedenen Annahmen und der 
Umsetzung verschiedener Maßnahmen ab. Im Schallgutachten sind auf der Seite 21 
schalltechnische Vorgaben und Lärmschutzmaßnahmen genannt, die ich in den Bescheid 
übernommen habe (siehe Nebenbestimmungen Nr. IV.3.22 bis 3.26). Bestandteil des Antrages 
ist auch die Versetzung des bereits genehmigten BHKW sowie die Erhöhung der 
Anlagenleistung. Aus diesem Grund war auch eine Neufestsetzung der schalltechnischen 
Anforderungen an das BHKW erforderlich (siehe Nebenbestimmungen Nr. IV.3.27 bis 3.28).  
Auch wenn die gewählten Ansätze als schlüssig anzusehen sind und einen pessimalen Betrieb 
abbilden, stellt eine Immissionsprognose immer eine in die Zukunft gerichtete Betrachtung dar 
und ist mit Unsicherheiten behaftet. Für verschiedene stationäre Aggregate konnten aufgrund 
des Planungsstadiums nur Annahmen getroffen werden. Darüber hinaus ist Ihre am Standort 
zunächst baurechtlich entstandene Anlage in den vergangenen Jahren stetig gewachsen und 
stellt mittlerweile eine schalltechnisch komplexe Industrieanlage dar. Es ist daher eine 
Überprüfung der Schallimmissionen im Rahmen einer Abnahme- oder Inbetriebnahmemessung 
erforderlich. Das habe ich entsprechend mit Nebenbestimmung Nr. IV.3.31 und 3.32 
festgesetzt. 

Insgesamt haben Sie mit dem eingereichten Schallgutachten dargelegt, dass durch Ihre 
geänderte Anlage keine schädlichen Umwelteinwirkungen in Form von Schall hervorgerufen 
werden. Durch die hierzu festgelegten Nebenbestimmungen ist sichergestellt, dass Ihre 
Betreiberpflicht zum Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Lärm, erfüllt wird. 
 
Hinsichtlich der Geruchsemissionen ergeben sich durch die Versetzung des Abluftkamines 
Änderungen. Der bisher genehmigte Kamin neben dem Gebäude des Werkes 6 soll auf das 
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Dach des Biofilters versetzt und entsprechend erhöht werden. Der Volumenstrom sowie die 
Spezifikation des Biofilters bleiben unverändert. Zum Nachweis, dass Ihre Betreiberpflichten 
eingehalten werden, haben Sie im Rahmen des Antrages eine Schornsteinhöhenberechnung und 
eine angepasste Immissionsprognose zum Geruch eingereicht. 
Für Schornsteine zur Ableitung von geruchsbeladener Abluft gelten sowohl die Vorgaben zur 
Vorsorge nach Nr. 5.5.2 der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) (mit 
Einschränkungen), als auch Regelungen aus Anhang 7 TA Luft. Die Schornsteinhöhe wurde 
für Ihr Vorhaben nach VDI 3781 Blatt 4 bestimmt. Die Eingangsdaten zu den Gebäudehöhen 
sind nach den mir vorliegenden Informationen und Unterlagen korrekt. In der Berechnung wird 
eine Gesamthöhe von 21,1 m über Flur bestimmt. Mit dieser Höhe wird an allen 
Immissionsorten eine Gesamtzusatzbelastung von maximal 0,02 Geruchsstunden erreicht, so 
dass auch die Anforderungen nach Anhang 7 TA Luft durch Ihre geänderte Anlage eingehalten 
werden. 
Entsprechend dem Kommentar zu Anhang 7 TA Luft bleiben die Emissionen des Biofilters ab 
einer Entfernung von 200 m unberücksichtigt. Das setzt u.a. ein funktionierendes Biofilter 
voraus. Das ist durch die in der Genehmigung vom 29.05.5024 (63-01083/2023-bast) 
festgesetzten Nebenbestimmungen sichergestellt. Zur Klarstellung habe ich mit 
Nebenbestimmung Nr. IV.3.10 festgelegt, dass diese Nebenbestimmungen weiter gelten. 
Innerhalb des 200 m- Radius werden sowohl Wohnhäuser als auch Mitarbeiter von 
benachbarten Betrieben als Immissionsorte betrachtet. In der Prognose wird dargestellt, dass 
die durch Ihre Anlage verursachten Geruchsimmissionen auch bei der Versetzung des Kamins 
weiterhin irrelevant i.S.v. Anhang 7 TA Luft sind. Die Betrachtung der Vorbelastung durch 
andere Betriebe war daher nicht erforderlich. Voraussetzung dafür ist jedoch, dass die im 
Gutachten berücksichtigten Ableitbedingungen eingehalten werden. Ich habe daher die 
Schornsteinhöhe und die erforderlich Abluftgeschwindigkeit als Nebenbestimmung Nr. IV.3.7 
festgesetzt und einen entsprechenden Nachweis gefordert.  
Das Geruchsgutachten setzt weiter voraus, dass keine diffusen Emissionen auftreten. Dazu ist 
u.a. die Unterdruckhaltung der Produktion erforderlich. Zur wirksamen und kontinuierlichen 
Überwachung habe ich die Erfassung der Druckdifferenz gefordert (siehe Nebenbestimmung 
Nr. IV.3.5). Für die Verladerampen habe ich eine Ausführung mit Torranddichtung 
vorgeschrieben; das entspricht gleichzeitig auch dem Ansatz im Schallgutachten 
(Nebenbestimmung Nr. IV.3.11). Die v.g. Maßnahmen sind darüber hinaus auch zur Erfüllung 
der immissionsschutzrechtlichen Festsetzungen der Bebauungspläne erforderlich. 
Zur Sicherstellung, dass an den Lüftungsjalousien der Entrauchungsventilatoren keine diffusen 
Emissionen auftreten, habe ich entsprechend für die Jalousien und die Rahmen 
Dichtheitsklassen nach DIN EN 1751 festgelegt (Nebenbestimmung Nr. IV.3.6). Nach den mir 
vorliegenden Informationen sind Bauteile mit den entsprechenden Spezifikationen am Markt 
verfügbar. Darüber hinaus habe ich mit Nebenbestimmung Nr. IV.3.4 vorgeschrieben, dass die 
Abluft aller relevanten Bereiche, einschließlich der räumlich abgetrennten Bereiche, erfasst 
wird. 

Durch die im Antrag dargestellten und mit diesen Nebenbestimmungen festgelegten 
Anforderungen ist somit sichergestellt, dass Ihre Betreiberpflichten zum Schutz der 
Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geruch 
erfüllt wird.  
 
Das bereits genehmigt BHKW soll von Werk 6 in Werk 7 versetzt und dabei die 
Feuerungswärmeleistung (FWL) auf 1,153 MW erhöht werden. Der genehmigte Brennstoff 
(Gas des öffentlichen Gasversorgers) bleibt unverändert. In den bisher erteilten 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungen wurde das BHKW nach der Additionsregel 
zusammen mit den Dampfkesseln als genehmigungsbedürftige Anlage der Nummer 1.2.3.2 
Anhang 1 der 4. BImSchV zugeordnet, so dass sich durch die Erhöhung der FWL jetzt keine 
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Änderungen hinsichtlich der Einstufung als genehmigungsbedürftige Anlage ergeben. Die 
Emissionen des BHKW und der Dampfkessel unterschreiten die Bagatellmassenströme nach 
Tabelle 7 TA Luft (Kapitel 4.6.1.1 TA Luft). In diesem Fall ist davon auszugehen, dass die 
Emissionen nicht zu schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftschadstoffe führen. Eine 
Ermittlung der Immissionskenngrößen war daher für die Luftschadstoffe der Feuerungsanlagen 
nicht erforderlich.  

Das BHWK unterliegt der 44. Verordnung zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Verordnung 
über mittelgroße Feuerungs-, Gasturbinen- und Verbrennungsmotoranlagen - 44. BImSchV), 
so dass sich die materiellen Anforderungen zur Luftreinhaltung unmittelbar verbindlich aus der 
Verordnung ergeben. Für genehmigungsbedürftige Feuerungsanlagen ist die Schornsteinhöhe 
gem. § 19 der 44. BImSchV nach den Vorgaben der TA Luft zu bestimmen und in der 
Genehmigung festzusetzen.  
Die Schornsteinhöhe ist nach Nr. 5.5 TA Luft so zu bemessen, dass sowohl der ungestörte 
Abtransport mit der freien Luftströmung als auch eine ausreichende Verdünnung gewährleistet 
ist. Nach TA Luft ist die Bestimmung mit verschiedenen Verfahren (VDI 3781 Blatt 4 und 
Berechnung gem. Anhang 2 Nr. 14 der TA Luft einschließlich ggfls. einer Korrektur aufgrund 
von Bewuchs und Bebauung in der näheren Umgebung) durchzuführen und der jeweils höchste 
Wert festzusetzen. Nach Nr. 5.5.2.1 TA Luft sind Abweichungen von der ermittelten 
Schornsteinhöhe möglich, dabei ist jedoch zu begründen, warum die eigentlich erforderliche 
Schornsteinhöhe nicht umgesetzt werden kann. 
In der Schornsteinhöhenberechnung Nr. S24291.1/01 vom 08.11.2024 der FIDES 
Immissionsschutz & Umweltgutachter GmbH wird nach VDI 3781 Blatt 4 eine 
Schornsteinhöhe von 19,8 m bestimmt; nach Anhang 2 Nr. 14 einschließlich der Korrektur für 
Bewuchs und Bebauung eine Höhe von 18 m. Die Eingangsdaten für die Bestimmung nach 
VDI 3781 Blatt 4 zu den Gebäudehöhen Ihrer Anlage und den benachbarten Gebäuden 
entsprechen den mir vorliegenden Informationen und Unterlagen. Bei der Bestimmung der 
minimalen Schornsteinhöhe (BESMIN) bzw. der maximalen bodennahen Konzentration 
(BESMAX) gem. Anhang 2 Nr. 14 TA Luft bleiben die Emissionen von Gesamtkohlenstoff 
unberücksichtigt. Das entspricht den Anforderungen der TA Luft und den in NRW eingeführten 
Auslegungsfragen zur 44. BImSchV der Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft zum 
Immissionsschutz. Die Bestandschornsteine werden in der BESMAX-Berechnung TA 
Luft-konform mit dem halben Emissionsmassenstrom angesetzt. Auch die Angaben 
hinsichtlich der geschlossenen Bauweise sind nachvollziehbar. Die ermittelten 
Schornsteinhöhen sind daher m.E. als plausibel anzusehen. Gemäß den Vorsorgeanforderungen 
nach TA Luft habe ich mit Nebenbestimmung Nr. IV.3.14 den höheren Wert als 
Schornsteinhöhe festgesetzt. Das entspricht auch den Planunterlagen.  
Die Emissionsgrenzwerte und Messverpflichtungen ergeben sich unmittelbar aus der 
Verordnung selbst. Gem. § 34 der 44. BImSchV bleiben weitergehende Anforderungen aus der 
TA Luft von den Regelungen der 44. BImSchV jedoch unberührt. Die 44. BImSchV enthält 
zwar Vorgaben für die Durchführung von Einzelmessungen, bei genehmigungsbedürftigen 
Anlagen stellt jedoch Nr. 5.3.2.2 TA Luft den Stand der Technik für Emissionsmessungen dar. 
Der Großteil der Regelungen aus der TA Luft wurde dabei in die 44. BImSchV übernommen, 
allein die Vorgabe, dass zum Nachweis der Einhaltung der Emissionsgrenzwerte drei 
Einzelmessungen mit einer Dauer von jeweils 30 Minuten erforderlich sind, fehlt. Ich habe 
diese Regelung entsprechend mit Nebenbestimmung Nr. IV.3.16 festgesetzt. Gemäß Ihren 
Antragsunterlagen ist für die Einhaltung der Emissionsgrenzwerte der 44. BImSchV der Betrieb 
eines Oxidationskatalysators erforderlich. Zur Sicherstellung habe ich diese Abgasreinigung 
mit der Nebenbestimmung Nr. IV.3.15 rechtlich fixiert. 
Die Anforderungen der Nebenbestimmungen Nr. IV.3.29 und 3.30 hinsichtlich der 
Tonhaltigkeit und der Anteile tieffrequenter Geräusche stellen den Stand der 
Lärmminderungstechnik für BHKW dar. 
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Hinsichtlich des BKW ist somit die Erfüllung der Vorsorgeanforderungen sichergestellt. 

Auch für Ihre Produktionsanlage sind Vorsorgemaßnahmen nach dem Stand der Technik zu 
ergreifen. Der Stand der Technik im Sinne des Bundes-Immissionsschutzrechtes wird für 
genehmigungsbedürftige Anlagen insbesondere in der TA Luft und ggfls. in sektoralen 
Verwaltungsvorschriften konkretisiert. Die im Dezember 2023 neu in Kraft getretene 
Verwaltungsvorschrift zur Reduzierung von Emissionen und anderer Umweltauswirkungen in 
der Nahrungsmittel-, Getränke- und Milchindustrie (NaGeMi-VwV) enthält zwar grundsätzlich 
Vorgaben für Anlagen zur Herstellung von Futtermitteln, ist für Ihre Produktionsanlage jedoch 
nicht einschlägig. Die Vorgaben nach Kapitel 5 der TA Luft sind daher hier maßgeblich. Diese 
müssen jedoch, soweit sie für die jeweilige Anlage relevant sind, im Rahmen des 
Genehmigungsbescheides als Nebenbestimmung verbindlich festgelegt werden. 
Für Anlagen zur Herstellung von Nahrungs- oder Futtermittelkonserven aus Rohstoffen 
tierischen Ursprungs ist in Nr. 5.4.7.4.1 der TA Luft die Fassung der Abgase der Prozessanlagen 
und Lager vorgesehen. Soweit diese mit Gerüchen beladen sein können, sind sie einer 
Abgasreinigungseinrichtung zuzuführen. Dementsprechend habe ich die Fassung der 
Produktions- und Lagerbereiche, sowie der geruchsrelevanten Betriebseinheit 160 
(Abwasserbehandlungsanlage und Abfalllagerung) mit Nebenbestimmung Nr. IV.3.4 verfügt. 
Gemäß Ihren Angaben kann es bei Pouches, anders als bei Dosen, zu Mikroleckagen und in der 
Folge einem Aufblähen der Verpackungseinheit kommen. Das Quarantänelager dient dazu, 
diese Leckagen noch im Werk vor dem Versand feststellen zu können. Da in diesem Bereich 
also das Entstehen von geruchsbeladener Abluft nicht ausgeschlossen ist, ist auch die Luft des 
Quarantänelagers dem Biofilter zuzuführen. Unabhängig davon muss das Emissionsverhalten 
Ihrer Anlage aufgrund der Festsetzungen der Bebauungspläne soweit reduziert werden, dass es 
mit nicht-störenden Betrieben vergleichbar ist. Auch zur Sicherstellung dieser Anforderung ist 
die Behandlung der Abluft erforderlich.  
Als weitere Vorsorgeanforderungen enthält die TA Luft Vorgaben zur Handhabung von 
Rohstoffen und Zwischenprodukten sowie verunreinigten Transportbehältern. Diese habe ich 
auf Ihren Betrieb angepasst und in den Nebenbestimmungen Nr. IV.3.12 und 3.13 festgesetzt.  

Die Angaben in den Antragsunterlagen geben keine Hinweise darauf, dass im Zusammenhang 
mit Ihrer Produktionsanlage vermeidbare Abfallmengen oder -fraktionen anfallen. Die Abfälle 
werden entsprechend den gesetzlichen Vorgaben einer gemeinwohlverträglichen Entsorgung 
zugeführt.  
Die Bewital Holding GmbH ist nach DIN EN ISO 50001 (Energiemanagementsystem) und 
nach DIN EN ISO 14.001 (Umweltmanagementsystem) zertifiziert, so dass davon auszugehen 
ist, dass in Ihrer Produktion Energie effizient und sparsam eingesetzt wird.  

Durch die in den Antragsunterlagen dargestellten Maßnahmen und die zum Immissionsschutz 
erlassenen Nebenbestimmungen ist somit insgesamt sichergestellt, dass Ihre Betreiberpflichten 
nach § 5 BImSchG eingehalten werden. 
 
Ihre Anlage unterliegt darüber hinaus der europäischen Industrieemissions-Richtlinie 
(Richtlinie 2010/75/EU – IED). Soweit in der Anlage relevante gefährliche Stoffe i.S.v. 
§ 3 Abs. 10 i.V.m. Abs. 9 BImSchG gehandhabt werden und auf dem Anlagengrundstück eine 
Verschmutzung von Grundwasser oder Boden durch diese Stoffe möglich ist, ist nach § 10 Abs. 
1a BImSchG zusammen mit den Antragsunterlagen ein Bericht über den Ausgangszustand 
(AZB) vorzulegen. 
Im Rahmen des Neugenehmigungsverfahrens (AZ.: 63-03441/2020-wies) hatten Sie dargelegt, 
dass in Ihrer Anlage entsprechende Stoffe gelagert und verwendet werden, aufgrund der 
tatsächlichen Gegebenheiten vor Ort eine Verschmutzung von Grundwasser und Boden jedoch 
ausgeschlossen ist. Bei einer Änderung ist die Frage der AZB-Pflicht nur dann erneut zu prüfen, 
wenn andere relevante gefährliche Stoffe verwendet werden oder die bisher bekannten Stoffe 



- 28 - 

in anderen Anlagenbereichen eingesetzt werden. Gegenstand der jetzt beantragten Änderungen 
ist u.a. die Versetzung des BHKW von Werk 6 in Werk 7. Im Zusammenhang mit dem BHKW 
werden Motoröl und Frostschutzmittel eingesetzt, die als wassergefährdend eingestuft sind. Sie 
sind somit zunächst grundsätzlich geeignet, Grundwasser oder Boden zu verschmutzen. 
Aufgrund der eingesetzten Mengen gelten diese Stoffe jedoch nicht als relevante gefährliche 
Stoffe i.S.v. § 3 Abs. 10 und Abs. 9 BImSchG. Es ist daher auch weiterhin kein AZB 
erforderlich. Die Plicht zur regelmäßigen Kontrolle von Grundwasser und Boden aus älteren 
Bescheiden bleibt davon unberührt.  
 
Neben den immissionsschutzrechtlichen Betreiberpflichten und Anforderungen ist gemäß § 6 
Abs. 1 BImSchG auch zu beurteilen, ob andere öffentlich-rechtliche Vorschriften dem 
Vorhaben entgegenstehen. Insofern war auch die Erfüllung der Anforderungen anderer 
Rechtsbereiche zu prüfen.  

Durch das beantragte Vorhaben ergeben sich im Vergleich zu den bestehenden Genehmigungen 
keine wesentlichen Änderungen in Bezug auf das Wasser- und Abfallrecht. 
Die Abwassermengen aus der Handhabung von Rohstoffen tierischer Herkunft werden im 
Zusammenhang mit dem Vorhaben nicht erhöht, so dass die bestehende 
Indirekteinleitungsgenehmigung unverändert fort gilt. 
Das BHKW unterliegt zwar, aufgrund des eingesetzten Motoröls und Frostschutzmittels, der 
Verordnung zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV), jedoch ergeben sich die 
materiellen Anforderungen unmittelbar verbindlich aus der Verordnung, so dass hierzu keine 
Regelungen erforderlich waren und Hinweise ausreichen. 
Im Zusammenhang mit dem Betrieb Ihrer Anlage fallen gem. den Antragsunterlagen nur für 
Industriebetriebe übliche Abfallfraktionen und –mengen an, bei denen es sich überwiegend um 
nicht-gefährliche Abfälle i.S.d. Abfallrechtes handelt. Auch hier war der Verweis auf 
bestehende gesetzliche Regelungen ausreichend. 
 
Relevante Regelungen ergeben sich jedoch aus dem Baurecht und dem vorbeugenden 
Brandschutz, sowie dem Arbeitsschutz, dem Veterinär- und Tierseuchenrecht, die ich 
entsprechend den Stellungnahme der Fachbehörden in den Bescheid übernommen habe. 
 
Somit ist insgesamt sichergestellt, dass die sich aus § 5 BImSchG oder einer nach § 7 BImSchG 
erlassenen Rechtsverordnung ergebenden Pflichten erfüllt werden und andere öffentlich-
rechtlichen Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der Änderung Ihrer Anlage und dem 
Betrieb der geänderten Anlage nicht entgegenstehen. Die Genehmigungsvoraussetzungen nach 
§ 6 BImSchG sind somit erfüllt und die Genehmigung war zu erteilen.  
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann Klage vor dem Verwaltungsgericht Münster erhoben werden. Die 
Klage ist innerhalb eines Monats nach Zustellung beim Verwaltungsgericht Münster, Piusallee 
38, 48147 Münster, zu erheben. 
 
Freundliche Grüße 
Im Auftrag 
 
 
 
Baston
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Rates vom 21. Oktober 2009 mit Hygienevorschriften für nicht für den 
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Kommission vom 15. Juli 2025 (ABl. L 1379 vom 16.07.2025, S. 1; ber. 
ABl. L 90731 vom 22.9.2025, S. 1) 
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VVTB NRW Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen NRW (VV TB 
NRW) Runderlass des Ministeriums für Heimat, Kommunales, Bau und 
Gleichstellung 614 – 408 vom 15. Juni 2021 (MBl. NRW. 2021 S. 444), 
geändert durch Runderlass vom 17. Juli 2022 (MBl. NRW. 2022 S. 654), 
16. Oktober 2023 (MBl. NRW. 2023 S. 1205), 31. März 2024 (n. v.), 19. 
Februar 2025 (MBl. NRW. 2025 S. 364). 

 

WHG Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes (Wasserhaushaltsgesetz) vom 
31.07.2009 (BGBl. I Seite 2585), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 18.08.2021 (BGBl. I Seite 3901) 

 

ZustVU Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz vom 03.02.2015 (GV. NRW. 
Seite 268), zuletzt geändert durch Artikel 21 des Gesetzes vom 01.02.2022 
(GV. NRW. Seite 122) 

 


